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  Eine vertane Chance 
 

Doña-Carmen-Stellungnahme  
zum Entwurf für ein „SexArbeitsGesetz“ (SAG)  

 

 

 
Sexarbeit in der Prostitution steht nach zehn Jahren ProstSchG unter erheblichem Druck. 
Einerseits ist Sexarbeit in der Prostitution hierzulande formell als Beruf anerkannt. Seit 2002 
ist Prostitution offiziell legalisiert und mit minimalen Rechten ausgestattet. Auf der anderen 
Seite basiert die gegenwärtige Form der Legalität auf einem prostitutionsspezifischen 
Sonder-Strafrecht. Um dieses Sonderstrafrecht gruppieren sich eine ganze Reihe weiterer, 
gesetzlich verankerter oder auf Verordnungen gestützter Sonderregelungen mit Bezug auf 
Sexarbeit in der Prostitution. Diskriminierende Praktiken im Umgang mit Sexarbeiter*innen 
gehören unter diesen Rahmenbedingungen nach wie vor zum Alltag. 
 
Ein mittlerweile in zweiter Fassung vorliegender Entwurf für ein „SexArbeitsGesetz“ (SAG) 
hätte auf diese Herausforderungen angemessen reagieren müssen, um eine Alternative zum 
Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) zu sein. An diesem Anspruch ist das SAG aus Sicht 
von Doña Carmen gescheitert. Nachfolgende Ausführungen begründen diese Einschätzung. 
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01 Überblick: Was will das Sexarbeitsgesetz? 
 

 
Um Missverständnisse zu vermeiden und falsche Erwartungen zu dämpfen, erläutern wir 
nachfolgend die zentralen Forderungen des „Sexarbeitsgesetz“ (SAG)1. 
 
(1) Reform statt Abschaffung des ProstSchG 
 

     Das SAG erhebt an keiner Stelle die Forderung nach Außerkraftsetzung bzw.  
     Abschaffung des ProstSchG. Obwohl es sich als „alternativen Gesetzentwurf“ zum  
     ProstSchG präsentiert, bündelt das SAG den Unmut gegenüber einzelnen Bestimmungen  
     des ProstSchG und lenkt ihn damit in die Bahn einer Reform des ProstSchG. Eine  
     Außerkraftsetzung dieses Gesetzes unter Verweis auf eine notwendige rechtliche  
     Gleichstellung von Prostitution mit anderen Berufen gehört nicht zum Forderungskatalog  
     des SAG. Auch wenn einzelne Bestimmungen des ProstSchG abgeändert bzw.  
     gestrichen werden sollen, bleibt eine erhebliche inhaltliche Schnittmenge mit den  
     Regelungen des ProstSchG. Offenbar setzt man darauf, dass einzelne Überlegungen und  
     Forderungen Eingang in ein überarbeitetes ProstSchG finden. 
 
(2) Ausweitung des Anwendungsbereichs der Regulierungs- und 
     Überwachungsinstrumente des ProstSchG 
 

     Ein wesentlicher Aspekt der vom SAG geforderten Reform des ProstSchG besteht in  
     einer Ausweitung und Übertragung der aktuell geltenden Regularien über den Bereich der  
     Prostitution hinaus. Im Namen eines neuen, weiter gefassten Verständnisses von  
     Sexarbeit und des Bedürfnisses nach mehr Sicherheit sollen bisherige Instrumente der  
     Regulierung und Überwachung insbesondere auf Formen der „digitalen Sexarbeit“ und  
     entsprechender Sexarbeitsgewerbe (Camcording, Pornographie auf Online-Plattformen)  
     ausgeweitet werden. 
 
(3) Änderungen bzw. Verzicht auf Änderungen im Bereich der Anmeldepflicht 
 

     ● Abschaffung der Anmeldepflicht bei der Ordnungsbehörde: Forderung nach  
        Ersetzung der bisherigen Sonderregistrierung beim Ordnungsamt durch die reguläre  
        Anmeldepflicht beim Finanzamt; 
 

     ● Keine wiederholte Anmeldung: Damit einhergehend Wegfall der bisherigen 
        Befristung sowie des Zwangs zur ständigen Wiederholung der Anmeldung durch  
        persönliches Erscheinen.  
 

     ● 18- bis 21-Jährige: Eine Schlechterstellung von 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen  
        gegenüber anderen volljährigen Sexarbeiter*innen findet damit im Zuge der Anmeldung  
        nicht mehr statt. 
 

     ● Gewerberecht: Forderung nach Anerkennung selbständiger Sexarbeit als Gewerbe  
        gemäß Gewerbeordnung bei gleichzeitiger Wahrung der Anonymität der  
        Sexarbeitenden – anstelle der gegenwärtigen sui-generis-Regelung („Prostitution ist  
         weder Gewerbe noch freiberufliche Tätigkeit“); 
 

     ● Freiberuflichkeit im Einzelfall: Forderung nach grundsätzlicher Anerkennung von  
        Sexarbeit als freiberufliche „künstlerische“ Tätigkeit seitens des Finanzamts nach  
        § 18 EStG; 
 

     ● Abschaffung der gesundheitlichen Zwangsberatungen: Wegfall der nach   
        ProstSchG ständig zu wiederholenden gesundheitlichen Zwangsberatungen.    
        Rückkehr zur freiwilligen und anonymen Beratung durch die Gesundheitsämter. 
 

      ● Informations- und Beratungsgespräch: In auffälligem Unterschied zur  
         gesundheitlichen Zwangsberatung wird die Zwangsberatung beim Ordnungsamt  
         („Informations- und Beratungsgespräch“) vom SAG mit keiner Silbe erwähnt und  

                                                           
1
 SexArbeitsGesetz (SAG) – Gesetz für Gleichstellung, Respekt und Rechte in der Sexarbeit,  

https://smart-berlin.org/wp-content/uploads/2025/12/SAG-Text-DE-Version-2-November-2025.pdf 

https://smart-berlin.org/wp-content/uploads/2025/12/SAG-Text-DE-Version-2-November-2025.pdf
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         folglich deren Abschaffung auch nicht gefordert. 
 

     ● Hurenpass: Der Hurenpass nach § 5 ProstSchG wird im SAG zwar als  
        „stigmatisierend“ bezeichnet, ohne dass dessen Abschaffung explizit gefordert wird. 
         Darin kann eine Offenheit gegenüber der Fortsetzung dieses Experiments in Form 
         eines „digitalen Hurenpasses“ gesehen werden, wie er in der ProstSchG- 
         Evaluation als Neuerung angedeutet wurde. 
 

     ● Kondompflicht: Die weltweit erstmals mit dem ProstSchG in einem Staat eingeführte  
        Kondompflicht bei Prostitution bleibt im SAG gänzlich unerwähnt. Eine Abschaffung  
        wird dementsprechend nicht gefordert. 
 
(4) Änderungen bzw. Verzicht auf Änderungen bei der Erlaubnispflicht für  
      Prostitutionsgewerbe 
 

      ● Ausweitung der Erlaubnispflicht auf alle „Sexarbeitsgewerbe“: Das SAG steht  
         hinter der Kernforderung des ProstSchG, der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe.  
         Es fordert sogar dessen Ausweitung auf alle sonstigen „Sexarbeitsgewerbe“ jenseits  
         der eigentlichen Prostitution (insb. Online-Plattformen). Betroffen von der  
         Erlaubnispflicht wären demnach auch Table-Dance-Veranstaltungen, Pornografie,  
         Stripping und Camshows sowie erotische und tantrische Massagen (online wie offline),  
         soweit Dritte daran gewerblich verdienen („Sexarbeitsgewerbe“). 
 

     Als Bedingung für diese Unterstützung der Erlaubnispflicht fordert das SAG jedoch einige  
     Abänderungen im Einzelnen, wodurch die Erlaubnispflicht sich als ein Instrument zur  
     Beförderung der Interessen von Sexarbeiter*innen erweisen soll. 
 

       ● Abschaffung der Sperrgebiete: Die bestehende Verzahnung von Erlaubnispflicht  
          und prostitutionsspezifischem Sonderstrafrecht bleibt unangetastet mit Ausnahme  
          der Sperrgebiete. Gefordert wird (nur) die Streichung von Art. 297 EGStGB. 
 

       ● Außerkraftsetzung des Baurechts im Falle von Sexarbeit: Die Entkopplung von  
          Erlaubnispflicht und „örtlicher Lage“ der Sexarbeitsgewerbe erfolgt auch mit Blick  
          auf das Baurecht: „Bestimmungen nach dem SAG sind dem Baurecht vorrangig.“ 
 

       ● Bevorteilung von Klein- gegenüber Großbetrieben: Sowohl kleine als auch  
          große Sexarbeitsgewerbe sollen unter die Erlaubnispflicht fallen. Kleinbetriebe 
          sollen allerdings durch vereinfachte Verfahren und Ausnahmen im Falle der  
          Einhaltung von Mindeststandards gegenüber Großbetrieben bevorteilt werden. 
          

       ● Sonderstatus für „freie Assoziation“ von Sexarbeiter*innen: In Kooperation  
          verbundene Sexarbeiter*innen im Bereich der Wohnungsprostitution sollen als  
          „freie Assoziationen“ von der gewerberechtlichen Anmelde- und Erlaubnispflicht  
           ausgenommen werden, sofern sie ohne gewerbliche Dritte arbeiten.  
           Infolgedessen unterliegen sie keiner Zuverlässigkeitsprüfung, benötigen kein  
           Betriebskonzept und müssen auch keine Mindeststandards erfüllen. Im  
               Unterschied zu Sexarbeitsgewerben, die nur in Gewerbe-, Kern- und  
               Mischgebieten zulässig sind, sollen freie Assoziationen auch in Wohngebieten  
               zulässig sein. Da sie nicht dem Gewerberecht unterliegen, fallen diese in  
               Privatwohnungen betriebenen freien Assoziationen auch nicht unter die  
               Überwachung von Wohnungen nach dem ProstSchG. 
 

        ● Verschärfte Betätigungsverbote gegen „keine Sexarbeit“: Minderjährige, Opfer  
           von Delikten nach dem prostitutionsspezifischen Sonderstrafrecht sowie  
           Personen, die im Verdacht stehen, dass bei ihnen soziale Abhängigkeiten  
           „ausgenutzt“ werden, gelten fortan als Personen, die „keine Sexarbeit“ ausüben.  
           Als solche müssen private Betreiber*innen diese Personen von einer Tätigkeit in  
           ihrem Sexarbeitsgewerbe ausschließen. Andernfalls verlieren diese Betreibenden  
           ihre Erlaubnis und müssen ihr Sexarbeitsgewerbe schließen. Die Erlaubnispflicht  
           wird damit instrumentalisiert, um noch schärfer gefasste Beschäftigungsverbote  
           durchzusetzen, als das im gegenwärtigen ProstSchG der Fall ist. 
 

        ● Ausweitung der eingeschränkten Weisungsbefugnis auf die Preisgestaltung  
           in Sexarbeitsgewerben: Die Preisgestaltung in Sexarbeitsgewerben liegt  
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           zukünftig ganz in der Hand der Sexarbeiter*innen. Dies betrifft die Gestaltung der  
           individuellen Preisvorstellungen bzgl. des Angebots sexueller Dienstleistungen und  
           damit auch das Recht auf Festlegung von Mindestpreisen in einem  
           Sexarbeitsgewerbe. Da von der Einhaltung dieser Vorgabe die Gewährung der  
           Betriebsgenehmigung abhängt, wird damit die Erlaubnispflicht instrumentalisiert  
           zur Gewährleistung der wirtschaftlichen Autonomie und Selbstbestimmung von  
           Sexarbeitenden in betreibergeführten Sexarbeitsgewerben. 
 

        ● Mietdeckel im Bordell: Die Höhe der in Sexarbeitsbetrieben kassierten Mieten  
           und Gebühren wird fortan daran gebunden, dass sie 25 % der von den  
           Sexarbeitenden selbst festgesetzten Höhe ihrer Einnahmen (Grundpreis) nicht  
           übersteigen darf. Der Verstoß gegen diese Regel, die ein Sexarbeitsgewerbe für  
           Betreiber*innen zu einem nicht mehr kalkulierbaren Gewerbe macht, wird durch  
           Instrumentalisierung der Erlaubnispflicht mit einem Entzug der Betriebserlaubnis 
           geahndet, was die Schließung des betreffenden Sexarbeitsgewerbes zur Folge  
           haben dürfte.    
 

(5) Rechte für Sexarbeiter*innen:  
     Forderung nach einer ganzen Reihe „sozialer Absicherungen“ auf die Sexarbeitende  
     zukünftig ein staatlich garantiertes Anrecht haben sollen. 
 
 
 

02 Fragwürdige Geschichtsvergessenheit 
 

 
● Nach Angaben seiner Verfasser*innen ist der Gesetzentwurf das Ergebnis eines im 
   November 2024 begonnenen Diskussionsprozesses. Neben „vielen Sexarbeitenden in  
   Deutschland“ werden eine Reihe von Organisationen als „Mitwirkende“2 an dem  
   Gesetzentwurf genannt, dass vom bufas e.V. und der Berliner Senatsverwaltung zudem  
   finanziell gefördert wurde. 
 
● Die Verfasser*innen des SAG geben sich ausgesprochen selbstbewusst, wenn sie  
   behaupten: 
 

 „Mit diesem Gesetzesentwurf liegt erstmals ein Dokument vor, das direkt aus der 
 Perspektive von Sexarbeitenden selbst verfasst wurde. 
 

   Die in dieser Aussage sich spiegelnde Geschichtsvergessenheit irritiert. Es scheint kaum  
   vorstellbar, dass den SAG-Verfasser*innen die Existenz der Gesetzentwürfe von Hydra  
   und den Grünen (1989), der Gesetzentwurf der Hurenbewegung (1996) oder der  
   Gesetzentwurf von Doña Carmen e.V. (2016) entgangen sein sollte. 
 
● Es fragt sich: Ist das in obigem Zitat sich offenbarende Selbstverständnis lediglich 
   Ausdruck einer naiven, ahistorischen Haltung, die dem Bedürfnis einer Hervorhebung der 

   eigenen Leistung geschuldet sein mag?  
    

   Oder spiegelt sich darin vielmehr die Vorstellung, man befinde sich auf einer Art  
   historischem Nullpunkt, wonach der vorliegende Gesetzentwurf einen radikalen Neuanfang  
   ohne Vorgeschichte repräsentiert?  
 
Für Letzteres spräche womöglich, dass das SAG für sich beansprucht, ein „zeitgemäßes 
Verständnis davon, was Sexarbeit heute umfasst“3 als Ausgangspunkt zugrunde gelegt 
zu haben. So unterscheidet sich der jetzige, mit dem SAG vorliegende Gesetzentwurf von 
früheren Entwürfen erkennbar durch einen Sprachgebrauch, der die herkömmliche 
Bezeichnung ‚Prostitution‘ durchgängig durch die Bezeichnung ‚Sexarbeit‘ ersetzt.  
 
 
 

                                                           
2
 Dazu gehören Dr. Antke A. Engel (Institute for Queer Theory), SMART Berlin (HILFE-FÜR-JUNGS e.V.), subway 

(HILFE-FÜR-JUNGS e.V.), die Sex Worker Action Group Berlin, Trans*sexworks, Hydra e.V., der Frauentreff Olga 
(Notdienst für Suchtmittelgefährdete und -abhängige Frauen e.V.) sowie der bufas e.V. (vgl. SAG, S. 3) 
3
 SAG, S. 4 
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03 ‚Sexarbeit‘ statt ‚Prostitution‘? 
 

 
(1) Die Problematik des „zeitgemäßen“ Begriffs ‚Sexarbeit‘  
 

     Das SAG hält sich zugute, einen differenzierten und zeitgemäßen Begriff von „Sexarbeit“  
     als Ausgangspunkt für seine politischen Forderungen gewählt zu haben 
 

 „Was dabei in der politischen und gesellschaftlichen Realität fehlt, ist ein 
 differenziertes und zeitgemäßes Verständnis davon, was Sexarbeit heute umfasst. 
 Sexarbeit ist Arbeit und hat verschiedene Formen. Es ist eine erotische oder sexuelle 
  Dienstleistung oder Darstellung gegen Entgelt. Dazu zählen beispielsweise Escorting und  
 straßenbasierte Sexarbeit, Pornodarstellende, Camshows, BDSM, erotische und tantrische 
 Massagen, Sugar Babies, Stripping, Sexualassistenz etc.. Trotz ihrer Vielfalt und  
 Unterschiede teilen diese Tätigkeiten gemeinsame rechtliche Hürden und strukturelle  
  Benachteiligungen. 
 Der vorliegende Gesetzesentwurf will genau hier ansetzen: Er bezieht sich auf alle  
 Formen von Sexarbeit, unabhängig von Arbeitsort, Aufenthaltsstatus, Geschlecht oder  
 Herkunft, und zielt auf eine Regulierung, die Rechte sichert, Diskriminierung und  
 Kriminalisierung abbaut und politische Teilhabe ermöglicht.“

4
 

 

     Wenn Sexarbeit nun erstmals in der Gesamtheit ihrer unterschiedlichen Formen  
     angemessen wahrgenommen wird, so stellt sich die Frage, was denn eigentlich die  
     Einheit dieser unterschiedlichen Formen ausmacht, die es ermöglicht, sie unter dem  
     Oberbegriff der „Sexarbeit“ zu versammeln. 
 
      Das SAG verweist diesbezüglich auf „gemeinsame rechtliche Hürden und strukturelle  
      Benachteiligungen“, die alle genannten Tätigkeit trotz ihrer Unterschiede und ihrer  
      Vielfalt einen würde. Für diese These bleibt das SAG allerdings jeden Beleg schuldig,  
      was auf einen Schwachpunkt in den dem SAG zugrundeliegenden Annahmen verweist. 
 
     Solange die Einheit der besagten Tätigkeiten, die unter dem Begriff ‚Sexarbeit‘  
     zusammengefasst werden, nur behauptet wird, bleibt der Anspruch eines differenzierten  
     Verständnisses der gesellschaftliche Realität uneingelöst und erschöpft sich in einer  
     nahezu beliebig anmutenden Aufzählung und Aneinanderreihung von Tätigkeiten mit  
     Bezug auf Sexualität, deren innerer Zusammenhang jedoch ungeklärt bleibt. 
     Nun wird die Verwendung des analytisch keineswegs trennscharfen Begriffs „Sexarbeit“ 
     gerne damit begründet, dass es sich dabei um eine Selbstbezeichnung der Betroffenen  
     handele und schon der Respekt gebiete, diesen und keinen anderen Begriff zu  
     verwenden. 
     Das ist ein ausgesprochen schwaches Argument. Der Verweis auf den politischen  
     Kontext der Verwendung des Begriffs ‚Sexarbeit‘ ist natürlich legitim, ersetzt jedoch nicht  
     die Notwendigkeit, sich seiner wissenschaftlichen Qualität zu vergewissern. 
 
(2) Unterschied ProstSchG – SAG 
 

     Dass sich der Aussagegehalt des Begriffs ‚Sexarbeit nicht in der Aufzählung  
     unterschiedlicher Tätigkeiten mit Bezug auf sexuelle Dienstleistungen erschöpft, zeigt der  
     Vergleich der Definition von Sexarbeit im SAG  einerseits mit dem Begriff ‚sexuelle  
     Dienstleistung‘ im ProstSchG andererseits, wo es heißt: 
 

 „Eine sexuelle Dienstleistung ist eine sexuelle Handlung mindestens einer Person an 
 oder vor mindestens einer anderen unmittelbar anwesenden Person gegen Entgelt oder  
 das Zulassen einer sexuellen Handlung an oder vor der eigenen Person gegen Entgelt. 
  Keine sexuellen Dienstleistungen sind Vorführungen mit ausschließlich 
 darstellerischem Charakter, bei denen keine weitere der anwesenden Personen 
  sexuell aktiv einbezogen ist.“

5
 

 

     Im Unterschied dazu heißt es im SAG: 
 

                                                           
4
 SAG, S. 4 

5
 Vgl. § 2 ProstSchG 
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 „Sexarbeit ist eine sexuelle oder erotische Dienstleistung oder Darstellung, physisch, 
 medial oder digital, an oder vor mindestens einer anderen Person gegen Entgelt.“ 
 

     Drei Unterschiede liegen damit unmittelbar auf der Hand:  
 

      - „Sexuelle Handlungen“: Das ProstSchG bezieht sich ausschließlich auf eng gefasste  
        „sexuelle Handlungen“, die erotische Handlungen nicht einschließen. 
 

      - „Unmittelbar anwesende Personen“: Im Verständnis des ProstSchG richten sich  
         sexuelle Handlungen dabei ausschließlich auf „unmittelbar anwesende Personen“, die  
         „sexuell aktiv einbezogen“ sind. 
 

      - „Vorführungen mit ausschließlich darstellendem Charakter“ hat das ProstSchG im 
         Unterschied zum SAG aus dem Begriff sexueller Dienstleistungen und damit aus dem  
         Anwendungsbereich des ProstSchG ausgeschlossen. 
 
(3) Ersetzung des Begriffs ‚Prostitution‘ durch ‚Sexarbeit‘ 
 
     Problematisch ist nicht, dass das SAG den Begriff ‚Sexarbeit‘ verwendet, sondern in der  
     Folge den Begriff ‚Prostitution‘ durchgängig durch den der ‚Sexarbeit‘ ersetzt wird.  
     Prostitution wird damit zumindest begrifflich schon mal zum Verschwinden gebracht.  
     Dabei hätte es durchaus die Möglichkeit gegeben, immer dann von „Sexarbeit in der  
     Prostitution“ zu sprechen, wenn es um sexuelle Handlungen an oder vor mindestens  
     einer unmittelbar anwesenden Person geht.  
 

     Doch dies scheint dem SAG offenbar zu viel der Differenzierung. Es hätte nämlich 
     bedeutet, einen legitimen Unterschied zwischen Sexarbeit innerhalb und außerhalb der  
     Prostitution anzuerkennen. Stattdessen hat man sich für eine „zeitgemäße“ Komplett- 
     Ersetzung der einen durch eine andere Terminologie entschieden mit dem Effekt einer  
     fragwürdigen Einebnung real existierender Unterschiede. 
 
(4) Sexarbeit in der Prostitution 
 
     Sexarbeit in der Prostitution steht für sexuelle Handlungen gegen Entgelt in  
     unmittelbarer Anwesenheit von Kunden, mithin für die Erbringung einer sexuellen  
     Dienstleistung im Unterschied zu einer bloßen Darstellung bzw. Simulation von Sex.Diese  
     sexuellen Handlungen können, müssen aber keinen physischen Körperkontakt  
     einschließen. Sie können, müssen aber nicht mit einer Penetration verbunden sein. Sie  
     können, müssen aber nicht sexuelle Erregung und Lustempfinden erzeugen. Und die  
     sexuelle Erregung kann, muss aber nicht in eine körperliche Reaktion münden, die der  
     Kunde als Befriedigung seiner sexuellen Bedürfnisse empfindet. Im Unterschied zu  
     sexuellen Dienstleistungen können erotische Darbietungen oder Dienstleitungen sexuelle  
     Handlungen zur Folge haben, müssen es aber nicht zwingend. Sie fallen also nicht immer  
     und grundsätzlich unter den Begriff „Sexarbeit in der Prostitution“. Die Übergänge  
     Grenzen sind hier fließend. 
 
     Doch nicht, was Sexarbeit in der Prostitution alles einschließt, sondern gerade das, was  
     sie ausschließt, macht ihr spezifisches historisches Wesen aus, zu dessen Erklärung das  
     rein deskriptive Konzept von ‚Sexarbeit‘ im SAG keinen Beitrag leistet. 
  

     Sexarbeit in der Prostitution schließt trotz sexueller Handlungen in Anwesenheit  
     mindestens einer anderen Person die „Einheit von Sexualität und Liebe“ aus, wie sie  
     zumindest konzeptionell als Grundlage der bürgerlichen Kleinfamilie vorgesehen ist. Es  
     gibt damit trotz sexueller Handlungen in Anwesenheit mindestens einer anderen Person 
 

      - keinen auf monogame Ausschließlichkeit sich stützenden Anspruch auf sexuelle 
    Treue;  
 

 - keine emotionale Bindung infolge der Inanspruchnahme einer sexuellen  
    Dienstleistung; 
 

  - keinen Anspruch auf soziale Verbindlichkeit und wechselseitige soziale  
    Verantwortung infolge der Inanspruchnahme einer sexuellen Dienstleistung;  
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     - keinen irgendwie gearteten Anspruch auf unbezahlte Sorge-Arbeit infolge der 
                  Inanspruchnahme einer sexuellen Dienstleistung. 
 

       Daraus ergibt sich – und das ist entscheidend: Sexarbeit in der Prostitution ist kein Ort  
       geschlechtlicher Reproduktion, sondern vielmehr eine Form nicht-reproduktiver  
       Sexualität. Bürgerliche Gesellschaften maßen sich an, die Gebärfähigkeit der Frau    
       und die davon abhängige geschlechtliche Reproduktion einer staatlich exekutierten,  
       gesamtgesellschaftlichen Kontrolle zu unterwerfen. Vor diesem Hintergrund hat die  
       bloße Tatsache, dass Prostitution die Institutionalisierung der „Trennung von  
       Sexualität und Liebe“ bedeutet, sie zur Zielscheibe rechtlicher Diskriminierung und  
       sozialer Ächtung werden lassen.  
 
(5) Unterschiedliche Formen der Sexarbeit:  
 
     Die vom SAG genannten unterschiedlichen Formen von Sexarbeit verbleiben größtenteils  
     im Darstellungs-Modus – so z. B. Porno, Striptease, Table Dance etc. Sie stehen gar  
     nicht erst im Verdacht, mit sexueller Reproduktion assoziiert und damit als möglicher  
     Gegenpart geschlechtlicher Reproduktion wahrgenommen zu werden. Das gilt umso  
     mehr im Falle medialer oder digitaler Formate wie Camshows, bezahlpflichtiger  
     erotischer Content auf Online-Plattformen etc., wo die physische Anwesenheit von  
     Kunden qua Medium schon per se ausgeschlossen ist. 
 

     Andere analoge Formen von Sexarbeit wie Massagen, BDSM oder Sexualassistenz  
     haben durch die Art ihres speziellen Settings nicht das Format, als Konkurrenz zur  
     sexuellen Reproduktion in der Kleinfamilie wahrgenommen und entsprechend  
     diskriminiert zu werden. Gleiches gilt für mann-männliche Sexarbeit oder für Sexarbeit,  
     die auf der Faszination für unterschiedliche Geschlechtsidentitäten basiert.  
 

     Etwas anders liegen die Dinge bei straßenbasierter Sexarbeit, die schon aus  
     historischen Gründen die größte Nähe zu Sexarbeit in der Prostitution aufweist und  
     solange als eine Form derselben gelten darf, wie sie nicht von drogenkranken Personen  
     ausschließlich zur Finanzierung ihres Drogenkonsums praktiziert wird. 
 
(6) Einheit der unterschiedlichen Formen von Sexarbeit 
 
     Die Gemeinsamkeiten der verschiedenen Formen von Sexarbeit sind keineswegs nur  
     oberflächlicher Art. Doch diese Einheit rechtfertigt nicht, die Unterschiede zwischen den  
     einzelnen Formen einzuebnen und vor diesem Hintergrund auf den Begriff ‚Prostitution‘  
     im Unterschied zu sonstiger Sexarbeit zu verzichten, wie es das SAG macht. 
 

     Sexarbeit wird für jeden erkennbar nicht in Gänze mit einem „prostitutionsspezifischen  
     Strafrecht“ bedacht. Dieses Sonderstrafrecht bezieht sich ausschließlich auf Sexarbeit in  
     der Prostitution. Allein diese Tatsache würde die Beibehaltung des Begriffs  
     ‚Prostitution‘ neben dem der Sexarbeit rechtfertigen. Und zwar aus dezidiert historischen  
     Gründen und nicht etwa deshalb, weil der Respekt vor der herrschenden Terminologie die  
     Beibehaltung überholter Begrifflichkeiten aufnötigen würde. 
 

     Die Herausbildung verschiedener Formen von Sexarbeit ist eine Begleiterscheinung des 
     Prozesses zunehmender Säkularisierung  
 

     - durch das (Wieder-)Entstehen und die Ausweitung sexueller Freizügigkeit;  
     - durch die Aufwertung von Individualität, Körperlichkeit und Lustempfinden; 
     - durch eine Okkupation des öffentlichen Raums als Folge und Gegenbewegung zur  
       jahrhundertelangen Verbannung von Sexualität in den Bereich des Privaten; 

  - durch die Möglichkeit hedonistischer Lebensstile im Zusammenhang von 
    wachsendem gesellschaftlichen Reichtum. 

 

     Auch Sexarbeit jenseits der Prostitution ist von kleinkarierter rechtlicher Diskriminierung  
     und Stigmatisierung betroffen. Sie muss sich staatliche Kontrolle gefallen lassen, weil  
     der herrschenden Klasse jede Form sexueller Selbstbestimmung suspekt und zuwider ist. 
  

     Die bloße Tatsache der Existenz staatlicher Kontrolle und der Einschränkung von  
     Selbstbestimmung konstituiert aber noch keine politischen Gemeinsamkeiten. Denn  
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     maßgeblich sind die unterschiedlichen politischen Ziele, die mit den jeweiligen Formen  
     von Kontrolle durchgesetzt werden sollen. Spätestens an diesem Punkt ist jede nur 
     vordergründige Gemeinsamkeit schnell in Frage gestellt.  
 
    Dass laut SAG „gemeinsame rechtliche Hürden“ vorliegen, um so die Einebnung von  
    qualitativen und quantitativen Unterschieden zwischen Sexarbeit inner- und außerhalb von  
    Prostitution zu rechtfertigen, ist nicht erkennbar und von den SAG-Verfasser*innen auch in  
    keiner Weise belegt worden. 
 

    Die unzulässige Einebnung der Unterschiede zwischen den verschiedenen Formen von  
    Sexarbeit zeugt daher von einem bedenklichen Mangel an analytischer Trennschärfe. 
 

    Die vom SAG vorgenommene Neuerung, nämlich die Gleichsetzung von Sexarbeit bzw. 
    der Erbringung sexueller Dienstleistungen mit den Formen ihrer medialen und digitalen  
    Darstellungen, hat das Zeug dazu, den Begriff ‚Sexarbeit‘ genauso beliebig und konturlos  
    zu machen, wie wir es gegenwärtig im Falle von ‚Menschenhandel‘ und den schier  
    unendlichen Formen erleben, die er angeblich annehmen kann.  
 

    So müsste nach der vom SAG vorgenommenen ‚Sexarbeits‘-Definition6 auch ein 

    professionell arbeitender Fotograf als Sexarbeiter bezeichnet werden, wenn er mit der  

    Herstellung und medialen Verbreitung von Nacktaufnahmen sexuelle Erregung und  

    Lustempfinden hervorriefe, weil auf den Fotos Menschen in erotisch anzüglichen Posen  

    dargestellt sind. Und die Darstellung der „Nackten Maya“ von Francisco de Goya ließe es  

    problemlos zu, ihn nach der Definition des SAG posthum als Sexarbeiter einzustufen.  
 

    Was wäre damit gewonnen, außer dass man sich der Lächerlichkeit preisgäbe, wenn man  

    ernsthaft so verfahren würde? 

 

(7) Anti-emanzipative Aspekte der Verwendung des Begriffs ‚Sexarbeit‘ im SAG:  

  

     Wer einen rein deskriptiven Begriff von Sexarbeit ohne analytische Trennschärfe zur  

     Grundlage seiner politischen Forderungen macht und mit dem Begriff der Prostitution   

     auch die spezifisch historischen Gründe ihrer Diskriminierung unkenntlich macht und zum  

     Verschwinden bringt, handelt anti-emanzipativ. 
 

     Das einzige, was man damit erreicht, ist sich selbst und anderen vorzugaukeln, unter  
     unendlich vielen Sexarbeiter*innen nicht allein im Regen zu stehen, wenn der politische  
     Wind den Sexarbeiter*innen in der Prostitution ins Gesicht bläst. Eine trügerische  
     Sicherheit, in der man sich dann wiegt, und die einem teuer zu stehen kommen kann.   
 

     Indem das SAG den Begriff ‚Sexarbeit“ erheblich ausweitet, gilt gleiches auch für den 
     Anwendungsbereich staatlicher Überwachungsbefugnisse gegenüber 
     „Sexarbeitsgewerben“. Das wird im SAG allerdings nicht näher thematisiert und ganz  
     offenbar auch nicht als problematisch empfunden. Das könnte man mit Blick auf die  
     historischen Erfahrungen im Umgang mit Sexualität in bürgerlichen Gesellschaften  
     durchaus anders sehen. Einen solchen kritischen Blick macht sich das SAG jedoch nicht  
     zu eigen. 
 

     Als nicht minder problematisch erweist sich im Kontext von „Sexarbeit ist Arbeit“ die  
     weitgehende Ersetzung des Begriffs ‚Beruf‘ durch den der ‚Arbeit‘. Denn im  
     Unterschied zu ‚Arbeit‘ ist eine Berufstätigkeit grundgesetzlich geschützt. Und die  
     Anerkennung von Prostitution als ‚Beruf‘ war ein historischer Erfolg der alten  
     Hurenbewegung, der heute in selbstgefällig-ahistorischer Manier fahrlässig gering 
     geschätzt wird. 
 
 
 
 

                                                           
6
 SAG § 2: „Sexarbeitende sind Personen, die sexuelle oder erotische Dienstleistungen oder Darstellungen 

erbringen.“ 
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04 Alternative zum ProstSchG? 
 

 
(1) Alternative zum ProstSchG?  
 

     Die Verfasser*innen präsentieren das SAG als „Alternative zum aktuellen Gesetz“7. In    
     der Tat erweist sich die SAG-Kritik am ProstSchG als Ausdruck eines verbreiteten  
     Unmuts. Doch dem Anspruch, eine „Alternative“ zum ProstSchG vorgelegt zu haben, wird  
     man damit definitiv nicht gerecht. So heißt es in der „Einführung“ zum SAG- 
     Gesetzentwurf: 
 

 „Das (auf das ProstG) folgende Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) von 2017 hingegen 
  hat neue Hürden geschaffen und bestehende Probleme verschärft. Sexarbeitende  
 berichten von massiven negativen Auswirkungen: Die verpflichtende Anmeldung, 
  Zwangsberatungen und die zentrale Datenspeicherung führen zu Stigmatisierung, Angst 
  vor Zwangsoutings und einem erschwerten Zugang zum Hilfesystem.“

8
 

 

     Das SAG verweist in seiner „Einführung“ lediglich auf einzelne „negative Auswirkungen“  
     des ProstSchG. Solche negativen Auswirkungen gibt es reichlich. Die Kritik daran ist  
     berechtigt, muss aber grundsätzlich und nicht nur selektiv geführt werden. Die  
     Anmeldepflicht wird nur im Hinblick auf die aus ihr resultierende „Illegalisiererung“ und die  
     damit verbundenen „Unsicherheiten“ kritisiert, nicht aber im Hinblick auf die fundamentale  
     rechtliche Ungleichbehandlung von Sexarbeit, die darin zum Ausdruck kommt. So fordert  
     man die Streichung der Anmeldepflicht, nicht aber die des Hurenausweises, der lediglich  
     als „stigmatisierend“ bezeichnet wird. Man fordert die Streichung der verpflichtenden  
     Gesundheitsberatung, nicht aber die Streichung des ebenso verpflichtenden  
     „Informations- und Beratungsgesprächs“ nach bei den Ordnungsbehörden.9 
 

     Eine Alternative zur Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe kommt den Verfasser*innen  
     des SAG gar nicht erst in den Sinn, obwohl diese Regelung in Kombination mit der  
     Beachtung der örtlichen Lage (Sperrgebiete, Baurecht) in der Prostitutionsbranche den  
     größten Kahlschlag seit Jahrzehnten ermöglicht hat. Das wird einfach ignoriert. 
 
(2) Verkürzte Kritik am ProstSchG 
 

     Was fehlt, ist die notwendige kritische Auseinandersetzung mit den falschen  
     Grundannahmen des ProstSchG. Diese unterbleibt gänzlich. Die tatsächlichen Absichten  
     des ProstSchG jenseits des „Schutz“-Gesäusels bleiben damit unverstanden. 
 

     Es mangelt an einer inhaltlichen Positionierung zu  
 

     - der sowohl im Grundsatz als auch im unterstellten Ausmaß unzutreffenden  
       Grundannahme, Sexarbeit in der Prostitution sei von „prostitutionsspezifischer  
       Kriminalität“ betroffen; 
 

     - der durch die Befunde der Evaluation empirisch widerlegten Grundannahme, Sexarbeit     
       in der Prostitution sei eine grundsätzlich „gefahrgeneigte Tätigkeit“; 
 

     - der allein zum Zwecke der rechtlichen Ungleichbehandlung bemühten und  
       instrumentalisierten Grundannahme, Sexarbeit in der Prostitution sei ‚kein Beruf wie  
       jeder andere‘; 
 

     - der Grundannahme, Sexarbeiter*innen in der Prostitution ließen sich nur mittels  
       durchgängiger rechtlicher Ungleichbehandlung („sui generis“) und engmaschiger  
       Überwachung vor den mit ihrer Tätigkeit verbundenen Risiken und Gefährdungen  
       schützen; 
 

     - dem mittlerweile empirisch erhärteten Befund, dass es sich beim ProstSchG um ein  
       repressives Polizeigesetz handelt, dessen eigentliches Ziel die mittels Erlaubnispflicht  
       für Prostitutionsgewerbe betriebene Reduktion des Angebots sexueller     

                                                           
7
 SAG, S. 5 

8
 SAG, S. 4 

9
 vgl. ProstSchG § 7 u. 8 
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     Dienstleistungen ist. 
 

     Diese notwendige Auseinandersetzung unterlässt nur derjenige, der mit diesen  
     Grundannahmen übereinstimmt oder sie im Wesentlichen teilt. Die Doña-Carmen-Kritik  
     an der KFN-Evaluation des ProstSchG hat aber begründete Kritik an den Prämissen  
     dieses Gesetzes vorgetragen. Was hat die Verfasser*innen des SAG daran gehindert, in  
     ihrer zweiten Auflage des SAG dadaruf Bezug zu nehmen? 
 

     Die Folgen dieser unterlassenen inhaltlichen Auseinandersetzung sind durchgängige  
     strukturelle Mängel des SAG. 
 
(3) Verzicht auf eine Begründung der Forderungen des SAG 
      

     Mit seinen insgesamt 69 Paragraphen übertrifft der Entwurf für ein „SexArbeitsGesetz“      
     (SAG) die Detaildichte des Prostituiertenschutzgesetzes (ProstSchG), das es nur auf  
     schlappe 38 Paragrafen gebracht hat.  
 

     Allerdings verzichten die SAG-Verfasser*innen im Unterschied zum ProstSchG auf die  
     inhaltliche Begründung der einzelnen, von ihnen erhobenen Forderungen. Die spärlichen  
     Ausführungen auf den Seiten 7 / 8 des SAG-Entwurfs („Kritik – Forderung – Kommentar“)  
     sind dafür kein Ersatz. So fehlt dort jegliche Begründung für die Beibehaltung und  
     Ausweitung der „Erlaubnispflicht“ für Prostitutions- bzw. Sexarbeitsgewerbe. Hat die Zeit  
     nicht gereicht oder mangelt es schlicht am Willen zur Transparenz? All das stimmt  
     nachdenklich. 
 
 

05 „Vollständige Entkriminalisierung“ von Sexarbeit als Lippenbekenntnis 
 

 
(1) Kriminalisierende Strukturen im Bereich Sexarbeit  
 

     Das SAG präsentiert sich als Gesetzentwurf, der eine „vollständige  
     Entkriminalisierung“ von Sexarbeit anstrebt.10 Damit entspreche man einer zentralen  
     Forderung, die weltweit von Sexarbeiter*innen, aber auch von Organisationen wie  
     Amnesty International, erhoben werde. 
  
     Doch mit der proklamierten „Vollständigkeit“ der Entkriminalisierung ist es im SAG nicht  
     weit her. 
 

 „Ein zentraler Bestandteil ist die vollständige Entkriminalisierung von Sexarbeit und der 
 Abbau bzw. die Hinterfragung von Hindernissen, Kontrollen und Verboten, 
 einschließlich der Abschaffung der Sperrbezirksverordnung - vor allem wenn diese 
  Maßnahmen den Zugang von Sexarbeitenden zum Versorgungssystem oder besseren  
 Arbeitsbedingungen erschweren.“

11
 

 

     Die rein formale und somit unzureichende Vorstellung von Kriminalisierung bzw.  
     Entkriminalisierung geht jedoch einher mit einer bloß selektiven Nennung von  
     Beispielen, was die angestrebte Entkriminalisierung konkret umfassen soll. Als Beispiele  
     werden im SAG lediglich die Streichung der in Art. 297 EGStGB verankerten  
     Sperrgebietsverordnungen sowie die Abschaffung der Anmeldepflicht nach § 3  
     ProstSchG benannt.  
 
     Warum immer nur Beispiele? Was hindert die Verfasser*innen des SAG daran,  
     wenigstens eine halbwegs vollständige Liste von Formen sexarbeitsbezogener  
     Kriminalisierung zu präsentieren und darauf bezogen eine entsprechende Liste konkreter  
     Forderungen zur Entkriminalisierung zu formulieren, wenn es denn ernsthaft um eine  
     „vollständige Entkriminalisierung gehen soll? 
 
     Ein solches Vorgehen hat in der Bewegung für die Rechte von Sexarbeiter*innen  
     bedauerlicherweise schon über längere Zeit eine unsägliche Tradition. Das SAG wandelt  
     diesbezüglich auf recht ausgetretenen Pfaden. 

                                                           
10
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     Nachfolgend deshalb eine – zugegebenermaßen nicht ganz vollständige – Liste  
     kriminalisierender Gesetze und Verordnungen bezüglich Sexarbeit in der Prostitution. 
 

Tabelle 01: Strukturen der Kriminalisierung von Sexarbeit in Deutschland 
 

 

 

Nr. 
 

 

Rechtsmaterie 
 

Paragrafen 
 

Inhalt 
 

01 
 

 

Öffentliches Recht 
 

Art. 297 EGStGB 
 

„Verbot der Prostitution“ 

 

02 
 

Ordnungsrecht 
 

§ 119 OWiG 
„Grob anstößige und belästigende 
Handlungen“ 

03 Ordnungsrecht § 120 OWiG „Verbotene Ausübung der Prostitution;  
 

04 
 

Strafprozessrecht 
 

§ 104 Abs. 2 StPO 
„Durchsuchung von Räumen zur 
Nachtzeit“ 

 

05 
 

 

Polizeirecht 
 

 

Landespolizeigesetze 

(1) Polizeiaufgabengesetz Bayern § 13, 23 (Bezugnahme auf Prostitution) 
 

(2) 
Allgemeines Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz Berlin 

 

§ 21, 36 ASOG 
(Bezugnahme auf 
prostitutionsspezifische Delikte) 

(3) Polizeigesetz Brandenburg § 23  (Bezugnahme auf § 104 StPO) 
 

(4) 
Sicherheits- u. Ordnungsgesetz 
Hamburg 

 

§ 16 SOG 
 

(Bezugnahme auf § 104 StPO) 
 

 

(5) 
Hessisches Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz 

 

§ 18, 38 
 

 

(Bezugnahme auf Prostitution) 
 

 

(6) Sicherheits- u. Ordnungsgesetz 
Mecklenburg-Vorpommern 

 

§ 29, 59 
 

(Bezugnahme auf Prostitution) 

 

(7) 
Niedersächsisches Polizei- und 
Ordnungsbehördengesetz 

 

§ 24 
 

(Bezugnahme auf § 104 StPO) 
 

(8) Polizeigesetz NRW § 41 (Bezugnahme auf Prostitution) 
 

(9) 
 

Polizeigesetz Rheinland-Pfalz 
 

§ 10, § 20 
(Bezugnahme auf Prostitution) 
(Bezugnahme auf § 104 StPO) 

(10) Saarländisches Polizeigesetz § 9, § 19 (Bezugnahme auf Prostitution) 
 

(11) Sicherheits- u. Ordnungsgesetz 
Sachsen-Anhalt 

 

§ 43 
 

(Bezugnahme auf § 104 StPO) 
 

 

(12) 
Landesverwaltungsgesetz 
Schleswig-Holstein 

 

§ 208 
 

(Bezugnahme auf Prostitution) 

 

(13) 
Polizeiaufgabengesetz 
Thüringen 

 

§ 25 
 

(Bezugnahme auf Prostitution) 

06 Strafrecht § 184f StGB „Ausübung der verbotenen Prostitution“ 

07 Strafrecht § 184g StGB „Jugendgefährdende Prostitution“ 

08 Strafrecht § 180a StGB „Ausbeutung von Prostituierten“ 

09 Strafrecht § 181a StGB „Zuhälterei“ 

10 Strafrecht § 232 StGB „Menschenhandel“ 

11 Strafrecht § 232a StGB „Zwangsprostitution“ 
 

12 
 

Strafrecht 
 

§ 233a StGB 
„Ausbeutung unter Ausnutzung einer 
Freiheitsberaubung“ 

 

13 
 

 

Zivilrecht 
 

3 Paragrafen in Art. 1 
 

„Prostitutionsgesetz“ 

 

14 
 

 

Gewerberecht 
 

38 Paragrafen in Art. 1 
 

„Prostituiertenschutzgesetz“ 

15 Baurecht  Baugesetzbuch 

16 Baurecht  Baunutzungsverordnung 
 

17 
 

 

Steuerrecht 
 

Landesverordnungen 
 

„Düsseldorfer Verfahren“ 

 

     Die hier vorgelegte Liste ist nicht vollständig. So fehlen z. B. im Sozialgesetzbuch  
     formulierte Tätigkeitsverbote, weil man mit Straftatbeständen des  
     prostitutionsspezifischen Strafrechts in Berührung gekommen ist. Es fehlt zudem das  
     Verbot der Arbeitsvermittlung von Sexarbeit in der Prostitution durch die Bundesagentur  
     für Arbeit etc.  

     Gleichwohl vermittelt diese Liste eine gewisse Vorstellung davon, was unter einer  
     „vollständigen Entkriminalisierung“ von Sexarbeit (in der Prostitution) zu verstehen ist,  
     wenn man es nicht bei Schaumschlägerei und folgenlosen Lippenbekenntnissen belassen  
     will. 
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(2) Arbeitsbegriff zur Kriminalisierung von Sexarbeit in der Prostitution  
 

     Bevor man die „vollständige Entkriminalisierung“ großspurig als Ziel eines Gesetzentwurfs  

     verkündet, wäre es im Sinne des Verständnisses, der Nachvollziehbarkeit sowie der  

     Transparenz geboten, zumindest einen (Arbeits-)Begriff davon zu haben, was man unter  

     „Kriminalisierung“ von Sexarbeit (in der Prostitution) eigentlich versteht und auf welche  

     rechtlichen Vorgaben sich die angestrebte „vollständige Entkriminalisierung“ beziehen  

     soll. 
 

     Davon findet sich im SAG keine Spur. Um darzulegen, was man sich darunter konkret  

     vorstellen kann, machen wir nachfolgend einen Vorschlag für ein mögliches zugrunde  

     liegendes Verständnis von Kriminalisierung im Bereich Sexarbeit in der Prostitution: 

 

Tabelle 02: Arbeitsbegriff zur Kriminalisierung von Sexarbeit 

 
 

Eine Kriminalisierung von Sexarbeit in der Prostitution liegt vor, wenn 
 

 I. (1) Sexarbeit und / oder  
                 (2) ihr organisatorisches und persönliches Umfeld (prostitutive Infrastruktur)  
 

             II. (1) mit Mitteln des Strafrechts, der polizeilichen Reglementierung oder sie begleitende  

                      diskriminierende Vorgaben in anderen Rechtsmaterien 
                 (2) sowie unter Benennung von Zwecken wie z. B. die Wahrung von „Sittlichkeit“, der  

                      „öffentlichen Ordnung“ oder anderweitig unbestimmter Rechtsbegriffe  
 

            III. als „anders“ und gesellschaftlich „abweichend“ markiert und stigmatisiert werden in der Absicht 
                 (1) Sexarbeit in der Prostitution auszugrenzen und / oder 
                 (2) Sexarbeit in der Prostitution einzudämmen und / oder 
                 (3) Sexarbeit in der Prostitution gänzlich zu unterbinden 
 

            IV. und dabei die rechtliche Ungleichbehandlung von Sexarbeit in der Prostitution im Vergleich zu  

                 anderen beruflichen Tätigkeiten billigend in Kauf genommen oder gar gezielt gefördert wird, um ein  
                 auf der ‚Trennung von Sexualität und Liebe‘ basierendes Sexualverhalten gesellschaftlich in  

                 Misskredit zu bringen.  
 

 

(3) „Hindernisse“, „Kontrollen“ und „Verbote“ 
 

     Lediglich im Falle der Sperrgebietsverordnungen sowie der Anmeldepflicht nach  
     ProstSchG wird von einer „Streichung“ entsprechender rechtlicher Vorgaben gesprochen.  
     Ansonsten ist im SAG in Bezug auf Kriminalisierung von Sexarbeit nur allgemein und  
     unverbindlich von einem „Abbau“ bzw. „Hinterfragen“ entsprechender Regelungen die  
     Rede12, was eine Relativierung des Bestrebens einer Entkriminalisierung zum Ausdruck  
     bringt. 
 
     Als Sexarbeit kriminalisierende Strukturen, auf die sich die im SAG angestrebte  
     „vollständige Entkriminalisierung“ beziehen soll, werden ganz allgemein „Hindernisse“  
     (in Bezug auf gesellschaftliche Teilhabe und Zugang zu Versorgungssystemen),  
     „Kontrollen“ und „Verbote“ ins Feld geführt. Damit erschöpft sich die angestrebte     
     Entkriminalisierung in der Etablierung möglichst sanktionsfreier Regelungen, um keine  
     kontraproduktiven Strafmechanismen gegenüber den davon Betroffenen in Gang zu  
     setzen.  
 
     Die Beschränkung auf „Hindernisse“, „Kontrollen“ und „Verbote“ setzt an den  
     Folgen, nicht aber an den Ursachen der Kriminalisierung von Sexarbeit an. Wenn den  
     SAG-Verfasser*innen Kontrollen und Verbote als maßgebliche Instrumente der  
     Kriminalisierung von Sexarbeit gelten, so hätte es zweifellos nahegelegen, nicht nur die  
     Streichung von Art. 297 EGStGB, („Verbot der Prostitution“), sondern darüber hinaus die  
     Streichung der darauf bezogenen Paragrafen § 184f StGB („Ausübung der verbotenen  
     Prostitution“) und § 120 OWiG („Verbotene Ausübung der Prostitution“) zu fordern. Nichts  
     dergleichen ist geschehen. Diese fahrlässige Selektivität steht erneut für eine  

                                                           
12
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     Relativierung des eigenen Anspruchs einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von  
     Sexarbeit.   
 
     Die Fokussierung auf Kontrollen und Verbote als maßgebliche Instrumente einer  
     Kriminalisierung von Sexarbeit verweist zudem nur auf einen, nicht aber den einzigen  
     Aspekt im Zusammenhang mit der Kriminalisierung / Entkriminalisierung von Sexarbeit.  
     Sich darauf zu beschränken, wird der tatsächlichen Kriminalisierung von Sexarbeitenden  
     nicht gerecht. 
 
     Ein weiterer Aspekt der Kriminalisierung / Entkriminalisierung von Sexarbeit in der  
     Prostitution sind die gesetzliche verankerten Sonderbefugnisse hinsichtlich der  
     Überwachung von Sexarbeit, wie sie in § 104 Strafprozessordnung sowie in der Folge  
     auch in den meisten der 16 Landespolizeigesetze niedergelegt sind. Diesen Aspekt der  
     Kriminalisierung / Entkriminalisierung von Sexarbeit blendet das SAG komplett aus. 
 
(4) Verzicht auf Grundsatzkritik am prostitutionsspezifischen Sonderstrafrecht 
 

     Einen weiteren Aspekt der Kriminalisierung / Entkriminalisierung von Sexarbeit lassen die  
     Verfasser*innen des SAG ebenfalls unter den Tisch fallen: die Problematik der  
     Einschränkung und Kriminalisierung einvernehmlichen Handelns von  
     Sexarbeiter*innen durch Strafrechtsbestimmungen, die vorgeben, ausschließlich dem  
     Schutz der sexuellen Selbstbestimmung zu dienen.  
 

     Um diesen Aspekt gerecht zu werden, bedarf es allerdings einer kritischen  
     Auseinandersetzung mit dem Sonderstrafrecht zu Sexarbeit in der Prostitution. Davon ist  
     im SAG weit und breit nichts zu sehen. Im Gegenteil. Man legt im SAG einen auffälligen  
     Eifer an den Tag, dem herrschenden Strafrecht voll und ganz zu entsprechen und nicht  
     im Entferntesten den Verdacht einer kritischen Haltung dazu aufkommen zu lassen.  
    
 

     Als Ergebenheitsadresse an den bürgerlichen Staat und dessen Rechtsordnung darf man  
     werten, dass die Strafrechtsparagrafen § 232 StGB („Menschenhandel“) und § 232a  
     StGB („Zwangsprostitution“) und damit der Kern des prostitutionsspezifischen  
     Sonderstrafrechts im SAG voll und ganz akzeptiert werden und man sich dort der  
     herrschenden Lesart dieser Paragrafen vorbehaltlos anschließt, wenn es heißt: 
 

 „Menschenhandel“ bezeichnet laut SAG „den Handel mit und das Verschleppen von 
  Personen gegen deren Willen“ (32). „Zwangsprostitution“ bezeichnet laut SAG „eine 
  Straftat, bei welcher Menschen gegen ihren Willen zum Anbieten sexueller Handlungen 
  gezwungen werden.“ (34) 
 

     Diese Lesart dokumentiert eine fundamentale Unkenntnis der in Frage stehenden  
     Paragrafen, was mit einer (Selbst-)Täuschung hinsichtlich des tatsächlichen Gehalts  
     dieser Paragrafen und der Zielsetzung des prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts  
     einhergeht. 
    
 

     Von einem Handeln „gegen den Willen“ von Sexarbeiter*innen kann bei 18- bis 21- 
     jährigen Sexarbeiter*innen weder in § 232 StGB, noch in § 232a StGB die Rede sein. In  
     ihrem Fall muss weder Nötigung, Drohung oder Gewalt, noch Ausbeutung oder  
     irgendeine Form der „Ausnutzung“, Nichtsdestotrotz können sie im Zweifel als „Opfer“ von  
     Menschenhandel und Zwangsprostitution bzw. „Dritte“ wegen bloßer Veranlassung zur  
     Aufnahme oder Fortsetzung von Sexarbeit in der Prostitution als Kriminelle verurteilt  
     werden. 
 
     Ebenso wenig kann die unterhalb der Nötigungs-Schwelle zu verortende „Ausnutzung“  
     einer wirtschaftlichen und persönlichen Zwangslage bzw. einer „auslandsspezifischen  
     Hilflosigkeit“ mit einer Willensbeugung durch Zwang und Gewalt auf eine Stufe gestellt  
     werden, zumal die „Ausnutzung“ sich in keinem geldwerten Vorteil niederschlagen muss. 
      
     Wer es als „Ausnutzung“ einer „Zwangslage“ deutet, wenn Personen sich mit Hilfe 
     Dritter durch Sexarbeitstätigkeit aus einer persönlichen oder wirtschaftlichen Notlage  
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     befreien und das unter „Menschenhandel“ bzw. „Zwangsprostitution“ einordnet,  
     dokumentiert einen eklatanten Mangel an Differenzierungsvermögen und eine mittels  
     Strafrecht exekutierte moralisierende Sexarbeitsfeindlichkeit. 
 

     Indem die SAG-Begriffserläuterungen die Straftatbestände „Menschenhandel“ und  
     „Zwangsprostitution“ auf ein Handeln gegen den Willen der Betroffenen reduzieren,  
     verstellen sie den Blick, wenn es um die Frage geht, ob und inwieweit diese  
     Straftatbestände Sexarbeiter*innen gar nicht schützen, sondern unter dem Vorwand des  
     „Schutzes“ ihr selbstbestimmtes und einvernehmliches Handeln kriminalisieren. 
 

     Dass die herrschende Rechtswissenschaft ihren originären Beitrag zur Kriminalisierung  
     einvernehmlichen Handelns von Sexarbeiter*innen in der Prostitution in Abrede stellt,  
     muss nicht weiter verwundern. Dass aber die SAG-Verfasser*innen, die sich als  
     Verfechter*innen der Interessen von Sexarbeiter*innen sehen, sich diese Deutung zu  
     Eigen machen und im Ergebnis das prostitutionsspezifische Strafrecht als originäres  
     Mittel zum Schutz der sexuellen Selbstbestimmung von Sexarbeiter*innen missverstehen,  
     macht deutlich, wie wenig vom SAG eine „vollständige Entkriminalisierung“ von Sexarbeit  
     zu erwarten ist. 
 
(5) Vorrangiger Kampf gegen Stigmatisierung  
 
● An die Stelle eines vorrangigen Kampfs gegen die vom bürgerlichen Staat und dessen 
   Institutionen ausgehende Kriminalisierung von Sexarbeit tritt nun ein die wenigen  
   verfügbaren aktiven Kräfte endlos beschäftigender, ermüdender und verschleißender  
   Kampf gegen vorurteilsbeladene „Narrative“: 
 

 „Stigmatisierungen entwickeln und etablieren sich in der Regel über lange Zeit hinweg und 
 sind historisch, kulturell und politisch aufgeladen. Eine Stigmatisierung geht über 
 individuelle Diskriminierungsfälle hinaus, indem sie rechtlich, institutionell und strukturell 
  verankert ist und reale Konsequenzen für stigmatisierte Personen hat. Sexarbeitende und 
  Unterstützende bewerten die Stigmatisierung von Sexarbeit(enden) als zentralen 
  Ausgangspunkt der Benachteiligung und Gewalt gegen Sexarbeitende. So wird bspw. 
  das Führen eines „Hurenpasses“ im Rahmen der Anmeldepflicht nach ProstSchG als 
  Stigma per Gesetz“ bezeichnet. Diese Praxis des Markierens von Sexarbeitenden geht bis  
 in das europäische Mittelalter zurück…“

13
 

 

   Die Problematik dieser Position besteht nicht darin, dass man sich gegen Stigmatisierung     
   von Sexarbeit wendet, sondern darin, dass man  
 

 - ein gleichsam zeitlos-ahistorisches Verständnis von Stigmatisierung kultiviert; 
 

 - Stigmatisierung eine von der jeweils aktuellen Form der Kriminalisierung 
                 losgelöste, eigenständige Qualität zuspricht;  
 

 - mit einer falschen Priorisierung zugunsten der Bekämpfung der Stigmatisierung  
                 die Bedeutung der Kriminalisierung herunterspielt; 
 

 - und letztlich durch Befassung mit allerlei stigmatisierenden Narrativen die  
                 eigenen Kräfte zersplittert, statt die Aktivitäten im Kampf um das Wesentliche zu  
                 bündeln. 
 
 

(6) Vergebliche Verklärung der belgischen „Entkriminalisierung“ von Sexarbeit 
 

● Anstatt den Kampf für eine „vollständige Entkriminalisierung“ als Teil des Kampfs für eine 
   angemessene Ausgestaltung der absolut notwendigen Legalität von Sexarbeit zu  
   begreifen, werden beide – ‚Entkriminalisierung‘ und ‚Legalisierung‘ – nach belgischem  
   Vorbild vielfach in einen Gegensatz zueinander gestellt14 und der Eindruck erweckt,  
   Kriminalisierung ergäbe sich in Folge der Legalisierung: 
 

 „Eine Entkriminalisierung ist nicht gleichzusetzen mit der Legalisierung…  
  Legalisierung ist das aktuell gängige Gesetzesmodell für Prostitution in Deutschland.  

                                                           
13

 SAG, Glossar, S. 34 
14

  Vgl. dazu: Doña Carmen, Ein Jahr neues Prostitutionsrecht in Belgien – Entkriminalisierung statt 
Legalisierung?, 2023, https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/00-BELGIEN.pdf 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/00-BELGIEN.pdf
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  Sexarbeitende und Unterstützende bemängeln dabei, dass durch Sonderregelungen ein 
   Ungleichgewicht zwischen Legalität und Illegalität existiere. Bspw. gäbe es viele 
   Sexarbeitende, die sich nicht per Gesetz als Prostituierte anmelden können oder wollen 
   und dadurch in die Illegalität gedrängt werden, was wiederum die Probleme der 
    Kriminalisierung mit sich bringt.“

15
 

 
● Für eine kritiklose Bewunderung des belgischen Beispiels der Entkriminalisierung16, wie 
   sie dem SAG zu entnehmen ist, oder gar für eine Entgegensetzung von ‚Legalisierung‘ und  
   ‚Entkriminalisierung‘, womit Belgien für das eigene „Modell“ Reklame gemacht hat, besteht  
   jedoch keine Veranlassung.  
 

 - Denn zum einen ist die in Belgien zunächst erfolgte „Entkriminalisierung“ von  
   Sexarbeit in der Prostitution (18.03.2022) mittlerweile in eine von fragwürdigen 
  Sonderregelungen geprägte Legalisierung (03.05.2024) übergegangen.17  
 

 - Und zum anderen erweist sich eine auch in Belgien nach wie vor bestehende  
        unvollständige Entkriminalisierung als wichtiger Grund für die 2024 in Gang 
       gesetzte, aber durch etliche Sonderregelungen verpfuschte und mittlerweile ins  
    Stocken geratene „soziale Gleichstellung“ von Sexarbeit mit anderen 
      Erwerbstätigkeiten.  
 
   Sonja Dolinsek, die dem belgischen Modell positiv gegenüber steht, räumte ein: 
 

 „Gleichwohl bleibt offen, ob und inwiefern in Belgien die Möglichkeit, Arbeitsverträge 
   abzuschließen, tatsächlich von Sexarbeitenden angenommen wird. Ebenso ist unklar, wie 
  diese Reform in der Praxis umgesetzt werden kann, insbesondere in Bezug auf die 
   Bedingungen für selbstständiges Arbeiten.“ 
 

   Die Regelungen bezüglich des „selbständigen Arbeitens“ sind allesamt abolitionistisch   
   geprägte Sonderregelungen. Sie verlangen von Sexarbeiter*innen im Namen der  
   Bekämpfung von Ausbeutung ein „vollständig unabhängiges“ Arbeiten: 
 

 „Der rechtliche Rahmen in Belgien sieht ausdrücklich vor, dass selbstständige Sexarbeit 
  erlaubt ist, solange keine Organisation der Prostitution anderer Personen stattfindet. 
  Dies bedeutet, dass Sexarbeitende eigenständig arbeiten und auch gemeinsam 
 Arbeitsräume nutzen können, ohne dabei in Konflikt mit dem Gesetz zu geraten – 
 vorausgesetzt, jede*r bleibt vollständig unabhängig und es entstehen keine 
 ausbeuterischen Strukturen.“ 
 

   Ob solche Sonderregelungen von den Sexarbeitenden tatsächlich angenommen werden,  
   darf bezweifelt werden. So musste Daan Bauwens von der belgischen Organisation  
   UTSOPI in einem Interview mit der Schweizer WOZ im November 2025 ernüchtert  
   feststellen: 
 

 „Stand jetzt gibt es sicher einen registrierten Betrieb und etwa fünfzehn weitere, die auf ihre 
  staatliche Anerkennung warten.“

18
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 SAG, S. 31 u. 32 Die Initiatoren des SAG bezeichnen auf einer Petitions-Website Belgien als „ein positives 
Beispiel für arbeitsrechtliche Anerkennung“ von Sexarbeit. Vgl.  https://weact.campact.de/petitions/realisieren-
sie-das-sexarbeitsgesetz-sag 
16

 SAG, S. 7, 31 
17

 So notierte Sonja Dolinsek bereits 2024: „Diese Verträge gehen über allgemeine arbeitsrechtliche Standards 

hinaus: Sie berücksichtigen die besonderen Anforderungen und Risiken der Sexarbeit. Wichtige Rechte, wie das 

jederzeitige Ablehnen von Kund*innen oder Handlungen sowie das Abbrechen von Interaktionen, bleiben 

vollständig in den Händen der Betroffenen. Diese Rechte sind nicht verhandelbar, und Verstöße durch 

Arbeitgeber*innen werden verfolgt. Die Gesetzgebung in Belgien stellt sicher, dass nur zugelassene 

Arbeitgeber*innen solche Arbeitsverhältnisse anbieten dürfen. Die Zulassung unterliegt strengen Kriterien, 

um unregulierte Beschäftigung und Scheinselbstständigkeit zu verhindern. Zudem bietet dieses Modell Schutz 

vor Ausbeutung und wahrt die Selbstbestimmung der Arbeitenden. Unklar bleibt allerdings noch, welche 

Auflagen diese Arbeitgeber*innen konkret erfüllen müssen – auch hier wäre ein Vergleich zu Deutschland 

spannend.“ Zitiert nach S. Dolinsek, Belgisches Prostitutionsgesetz: Ein Vorbild für Deutschland?, 07.12.2024,  

https://prostitutionspolitik.net/2024/12/07/belgisches-prostitutionsgesetz-ein-vorbild-fur-deutschland/ 

https://weact.campact.de/petitions/realisieren-sie-das-sexarbeitsgesetz-sag
https://weact.campact.de/petitions/realisieren-sie-das-sexarbeitsgesetz-sag
https://prostitutionspolitik.net/2024/12/07/belgisches-prostitutionsgesetz-ein-vorbild-fur-deutschland/
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   Und im Februar 2026 konnte man erfahren: 
 

 „Nach Angaben, die der Nachrichtenagentur Belga vorliegen, wurden bislang lediglich 
 „einige Dutzend Personen“ von schätzungsweise rund 20.000 im Sektor tätigen 
  Menschen unter einem regulären Arbeitsvertrag beschäftigt.“

19
  

 

   Dass es sich hierbei um die Folge grundfalscher rechtlicher Vorgaben und einer  
   verkorksten „Entkriminalisierung“ handelt, macht die Tatsache deutlich, dass lokale  
   Behörden nach wie vor in der Lage sind, mittels Polizeiverordnungen Sexarbeit aus ihren  
   Gemeinden zu vertreiben.20 
 
   Entsprechend ernüchternd fällt eine Stellungnahme von UTSOPI aus, jener Organisation,  
   die an der Entwicklung des „Belgischen Modells“ maßgeblich beteiligt war: 
 

 „Gleichberechtigung für Sexarbeiter*innen ist unmöglich zu erreichen, solange Sexarbeit 
 teilweise oder vollständig kriminalisiert ist. In Belgien hat unsere Organisation mit der 
 Entkriminalisierung der Sexarbeit im Jahr 2022 einen bedeutenden Fortschritt erzielt. 
 Allerdings bleibt auf gesetzgeberischer Ebene noch viel zu tun, bevor gleiche Rechte für 
 Sexarbeiter*innen Realität werden.… Im neuen Sexualstrafrecht (seit März 2022, DC) wurde 
 der Straftatbestand der Zuhälterei stark eingeschränkt, um Sexarbeit als Arbeit 
 anzuerkennen. Der „unangemessene Vorteil“ aus der vorherigen Fassung der Gesetzgebung 
 wurde beibehalten und auf Situationen ausgeweitet, in denen ein*e Arbeitgeber*in übermäßig 
 hohe Gewinne erzielt, indem er*sie Sexarbeiter*innen nur den Mindestlohn zahlt oder 
 seine*ihre Kosten senkt, indem er*sie diese an unhygienischen und ungesunden 
 Arbeitsplätzen beschäftigt…  
  

 Schließlich bleibt die Vermittlung von Sexarbeit durch andere „zum Zwecke der 
 Erlangung eines Vorteils“ verboten, „außer in den gesetzlich  vorgesehenen Fällen“…  
 Das Gesetz zur Entkriminalisierung ist jedoch noch nicht perfekt. Es gibt noch einiges zu 
 tun. Zunächst einmal ist das Gesetz in Bezug auf bestimmte Formen der Organisation von 
 Sexarbeit nicht sehr klar. Tatsächlich verbietet das Gesetz die „Organisation der 
 Sexarbeit anderer“, es sei denn, diese werden gemäß den arbeitsrechtlichen 
 Vorschriften vertraglich beschäftigt. Wie verhält es sich also mit Escort-Agenturen oder 
 Sexbetrieben, die Anrufe entgegennehmen und Termine für selbstständige Sexarbeiter*innen 
 vereinbaren?...Die Entkriminalisierung darf nicht zu einer Politik der Verfolgung  
 führen.“

21
 

 

   Das klingt eher nach Katzenjammer als nach Euphorie. Insbesondere der am Ende zitierte  

   Hinweis auf die Gefahr einer Politik der Verfolgung auf Grundlage einer unvollständigen  

   Entkriminalisierung von Sexarbeit in der Prostitution muss ernst genommen werden. Das  

   legt zumindest ein aufschlussreicher Bericht des „Grenzechos“ vom Januar dieses Jahres  

   nahe, in dem es heißt: 
 

 „Mehr als 700 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter haben sich in Antwerpen bereits in der neuen 

 digitalen Anwendung „HookUp“ registriert. Das teilte die lokale Polizei mit. Die App wurde von 

 der Stadt Antwerpen gemeinsam mit der Polizei entwickelt und soll vor allem die Kontrollen 

 verbessern sowie Ausbeutung und Menschenhandel frühzeitig aufdecken. 
  

 Das sogenannte Prostitutions-Team der Stadt hatte das neue Registrierungs- und 
 Terminsystem vor rund drei Monaten eingeführt. Hintergrund waren mehrere Fälle von 
 Ausbeutung in der Region. Ziel ist es, den Überblick über die in der Fensterprostitution 
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 Entkriminalisieren, wie geht das?, WOZ 6/25, https://www.woz.ch/wobei/25-6/belgien/entkriminalisieren-
wie-geht-das/!81RN3YTWPWZG 
19

 Vgl. „Neuer Sozialstatus für Sexarbeiter: Arbeitsverträge bleiben Ausnahme“, Grenzecho, 23.02.2026,  
https://www.grenzecho.net/136688/artikel/2026-02-23/neuer-sozialstatus-fur-sexarbeiter-arbeitsvertrage-
bleiben-ausnahme 
20

 „Wir sehen, dass eine kleine Anzahl lokaler Behörden Polizeiverordnungen herausgegeben hat, um Sexarbeit 
zu regulieren. Die Gemeinde Hamme mit 25 000 Einwohner:innen hat etwa entschieden, dass erotische 
Massagesalons eine Startgebühr von 6500 Euro sowie eine jährliche Steuer von 5000 Euro entrichten müssen. 
Die Gemeinde hofft, dass die erotischen Geschäfte dadurch woanders hinziehen. Das ist illegal, aber niemand 
außer uns macht etwas dagegen.“ So Daan Bauwens (Utsopi) in: Entkriminalisieren, wie geht das?, WOZ 6/25, 
https://www.woz.ch/wobei/25-6/belgien/entkriminalisieren-wie-geht-das/!81RN3YTWPWZG 
21

 Vgl. https://www.utsopi.be/fr/notre-travail/d%C3%A9criminalisation 

https://www.woz.ch/wobei/25-6/belgien/entkriminalisieren-wie-geht-das/!81RN3YTWPWZG
https://www.woz.ch/wobei/25-6/belgien/entkriminalisieren-wie-geht-das/!81RN3YTWPWZG
https://www.grenzecho.net/136688/artikel/2026-02-23/neuer-sozialstatus-fur-sexarbeiter-arbeitsvertrage-bleiben-ausnahme
https://www.grenzecho.net/136688/artikel/2026-02-23/neuer-sozialstatus-fur-sexarbeiter-arbeitsvertrage-bleiben-ausnahme
https://www.woz.ch/wobei/25-6/belgien/entkriminalisieren-wie-geht-das/!81RN3YTWPWZG
https://www.utsopi.be/fr/notre-travail/d%C3%A9criminalisation
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 tätigen Personen zu verbessern und die Zusammenarbeit zwischen Behörden, Vermietern 
 und Sexarbeitern transparenter zu gestalten. 
  

 In der App werden unter anderem Termine zwischen den Eigentümern der Gebäude und 
 den Sexarbeitern erfasst. Diese Informationen werden über die Plattform direkt an die 
 Polizei  weitergeleitet. „So können wir neue Sexarbeiter besser kennenlernen und 
 gemeinsam mit der Stadt gegen illegale Untervermietung und Menschenhandel vorgehen“, 
 erklärt die Polizei. 
  

 Von den bislang 708 registrierten Personen waren allerdings viele nur einmalig aktiv. Das 
 erschwert die kontinuierliche Nachverfolgung, räumt die Polizei ein. In den vergangenen 
 Wochen wurden dennoch fast 500 Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter gezielt kontrolliert. 
 Dank der verbesserten Datenqualität ermögliche das System inzwischen eine präzisere 
 Überwachung – sowohl der Sexarbeiter als auch der Betreiber und Vermieter. 
 Nach Einschätzung der Polizei spielt die App eine zentrale Rolle bei der frühzeitigen 
 Erkennung von Menschenhandel und Ausbeutung. Ob über das System bereits konkrete 
 Straftaten aufgedeckt wurden, ist allerdings bislang nicht bekannt. (belga/calü)“

22
 

 

   Das belgische Beispiel zeigt, wohin der de-facto-Verzicht auf eine „vollständige  

   Entkriminalisierung“ führt. All das passt aber offenbar nicht ins Weltbild der SAG- 

   Verfasser*innen. Sie ignorieren die hier aufgezeigte Entwicklung, verklären sie weiterhin  

   als Erfolgsgeschichte und verkriechen sich in ihr Wolkenkuckucksheim. Man wäre  

   allerdings gut beraten, anstatt Phrasen zu dreschen sich die belgische Entwicklung  

   genauer anzusehen und keine unrealistischen Erwartungen zu wecken, die man mit dem  

   eigenen Gesetzentwurf – selbst wenn er umgesetzt würde – ohnehin nicht einlösen kann. 

 

(7) Staatsbezogene Blauäugigkeit 
 

● Das SAG ist mit seinem Anspruch einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von 
   Sexarbeit gescheitert. Eine der wesentlichen Ursachen dieses Scheiterns ist die  
   Verkennung der repressiven Qualität des prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts, um  
   das das SAG einen weiten Bogen schlägt und es am Ende in seiner jetzigen Form  
   unangetastet zu lassen. 
 
● Ebenso wie die „vollständige Entkriminalisierung“ bleibt damit auch die eher beiläufig  
   erwähnte Notwendigkeit einer Reform des Strafrechts uneingelöst.23 Man glaubt offenbar  
   ernsthaft und fest daran, dass es die originäre Aufgabe des prostitutionsspezifischen  
   Strafrechts sei, Konsens und Einvernehmlichkeit in der Sexarbeit zu schützen. Das ist 
   jedoch nur dann der Fall, wenn der strafrechtliche Schutz sich auf die Abwehr von  
   Nötigung, Zwang und Gewalt beschränken würde. Genau das ist aber nicht der Fall. Seit  
   1992 zeichnet sich das prostitutionsspezifische Sonderstrafrecht gerade dadurch aus, dass  
    es (insbesondere migrantische) Sexarbeiter*innen paternalistisch vor jedem    
    risikobehafteten Handeln zu „schützen“ trachtet und dabei auch einvernehmliches  
    Handeln kriminalisiert.  
 
● Im SAG befassen sich allein sechs Paragrafen (§ 3, § 25, § 29, § 33, § 46, § 55) mit 
   einer Abgrenzung zu „Menschenhandel“ (§ 232 StGB), obwohl dieser Straftatbestand  
   aus Sicht der SAG-Verfasser*innen bereits definitorisch nichts mit einvernehmlicher  
   Sexarbeit zu tun haben soll.24 In Endlosschleife arbeitet man sich an einer Thematik ab, die  
   im realen Leben von Sexarbeiter*innen in der Prostitution nur eine marginale Bedeutung 
   hat. Das zeigt, wie sehr man der Ideologie des Menschenhandels25 verhaftet bleibt. So 
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 Vgl. „HookUp“: Polizei in Antwerpen nutzt App zur Überwachung von Sexarbeitern, 10.01.2026, 
https://www.grenzecho.net/134575/artikel/2026-01-10/hookup-polizei-antwerpen-nutzt-app-zur-
uberwachung-von-sexarbeitern 
23 „In der Arbeit an diesem Entwurf hat sich gezeigt, dass auch andere Gesetze dringend reformiert werden 

müssen, um eine realistische und faire gesetzliche Regelung von Sexarbeit zu ermöglichen. Dazu zählen 
insbesondere das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), das Strafgesetzbuch (StGB), das Arbeitsrecht, 
das Gewerbe- und Steuerrecht sowie das Migrationsrecht.“ 
24

 Vgl. SAG, § 3 (Definition von Sexarbeitenden), S. 10/11 

https://www.grenzecho.net/134575/artikel/2026-01-10/hookup-polizei-antwerpen-nutzt-app-zur-uberwachung-von-sexarbeitern
https://www.grenzecho.net/134575/artikel/2026-01-10/hookup-polizei-antwerpen-nutzt-app-zur-uberwachung-von-sexarbeitern
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   macht man sich zum permanenten Resonanzraum abolitionistischer Strömungen, die man  
   zu bekämpfen vorgibt. Deren Vertreter*innen dürften sich die Hände reiben. 
 
● Das repressive Qualität des prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts zu Sexarbeit in der 
   Prostitution wird im SAG nicht nur ignoriert, sondern in Verkennung seiner repressiven  
   Qualität ausdrücklich als notwendig erachtet. Konsequenterweise verzichtet das SAG auf  
   jegliche Entkriminalisierung im Hinblick auf überbordende polizeiliche  
   Überwachungskompetenzen (z. B. Landespolizeigesetze oder mittels (Androhung von)  
   Razzien durchgesetzte Formen der Sonderbesteuerung nach dem so genannten  
   „Düsseldorfer Verfahren“).  
 
● Die Überprüfung der Zuverlässigkeit von Prostitutionsgewerbetreibenden durch die 
   Landespolizei (§ 33 SAG) wird daher im SAG abweichend vom allgemein geltenden  
   Gewerberecht ebenso gutgeheißen wie die in § 46 SAG verankerte Aufforderung an die  
   Kundschaft, sich bei Verdacht auf Menschenhandel direkt an das „zuständige LKA“ zu 
   wenden! Dass man in § 62 SAG die Schulung von Fachkräften der Polizei zum Zwecke der  
   „Sensibilisierung“ und „Entstigmatisierung von Sexarbeit“ fordert, macht dann endgültig  
   den Bock zum Gärtner. Diese unbekümmerte Polizei-Affinität steht für eine äußerst 
   fragwürdige staatsbezogene Blauäugigkeit. 
 
Wenn dann von der versprochenen „vollständigen Entkriminalisierung“ am Ende lediglich die 
Forderung der Abschaffung von Sperrgebieten verbleibt, so ist das ein einziges Trauerspiel. 
Angesichts des tatsächlichen Ausmaßes der Kriminalisierung von Sexarbeit mag man dieser 
Forderung noch nicht einmal symbolische Bedeutung zusprechen. Vielmehr ist sie 
sinnbildlicher Ausdruck dessen, dass die vom SAG beanspruchte „vollständige 
Entkriminalisierung“ so löchrig ist wie Schweizer Käse.  
 
 
 

06 Problematischer Gewalt- und Schutzdiskurs 
  

 
Sowohl die vom SAG eingenommene Gesamtperspektive, als auch dessen einzelne 
Forderungen sind maßgeblich geprägt von einem dem Gesetzentwurf zugrunde liegenden 
Gewalt- und Schutzdiskurs. Unaufhörlich geht es dabei um den Schutz vor „Gewalt“ und 
„Ausbeutung“, um den Schutz vor „sexualisierter Gewalt“ bzw. „sexueller Ausbeutung“, um 
dem Schutz vor „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“, um den Schutz vor Doxxing 
etc. 
 
Mit Verweis auf die Allgegenwart von „Diskriminierung“ und „Stigmatisierung“ wird ohne 
jegliche empirische Belege ins Blaue hinein behauptet, dass Gewalt gegen Sexarbeitende in 
Deutschland „weit verbreitet“ sei: 
 

 „Stigmatisierung, Diskriminierung, Gewalt gegen Sexarbeitende ist weit verbreitet und 
zieht sich durch die gesamte Gesellschaft, Politik und Institutionen. … Vor allem  
Sexarbeitende werden auf individueller, sozialer, rechtlicher, politischer und institutioneller 

  Ebene diskriminiert und stigmatisiert, was häufig Grundlage für Gewalttaten ist. … 
  

 Sexarbeitende und Unterstützende bewerten die Stigmatisierung von Sexarbeit(enden) 
  als zentralen Ausgangspunkt der Benachteiligung und Gewalt gegen 
 Sexarbeitende…. Auf Grundlage dieser vermeintlichen Andersartigkeit und damit 
 verbundenen Kontrolle würden sowohl individuelle Gewalttaten begünstigt (bspw. 
  Beleidigungen, Übergriffe und Raub) als auch institutionelle und strukturelle 
 Benachteiligungen (bspw. Das Sperren von Bankkontos oder Verwehrung des Zugangs 
  zum Wohnungsmarkt oder Gesundheitssystem).“

26
 

 

                                                                                                                                                                                     
25

 Vgl. Doña Carmen, IDEOLOGIE MENSCHENHANDEL – Warum das Bundeskriminalamt es nötig hat, die 
Menschenhandels-Statistik zu manipulieren, 2026, https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/BKA-
BUNDESLAGEBILD-BROSCH%C3%9CRE.pdf 
26

 Zitate aus SAG, S. 8, 34 

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/BKA-BUNDESLAGEBILD-BROSCH%C3%9CRE.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/BKA-BUNDESLAGEBILD-BROSCH%C3%9CRE.pdf
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Ein reichlich diffuses Konzept von Diskriminierung und Stigmatisierung hat hier ein ohne 
empirische Belege auskommendes, nur gefühltes Gewaltpotenzial im Bereich Sexarbeit in 
der Prostitution zur Folge. Dagegen ruft man den Staat um Hilfe an. So fordert man neben 
verschiedenen Formen sozialer Absicherung auch einen „gesetzlich verankerten 
Anspruch auf Hilfe“.27 Um diese Sicht der hilflosen und schutzbedürftigen 
Sexarbeiter*innen zu unterstreichen, werden in besonderer Weise Migrant*innen in der 
Prostitution als gewaltbetroffen und schutzbedürftig dargestellt. 
 

 „Gerade Personen mit Migrationshintergrund nutzen Sexarbeit häufig als Erwerbsarbeit. 
  Sie müssen vor Ausbeutung und Gewalt geschützt und rechtlich gestärkt werden.“… 
  In der Praxis werden Betroffene häufig abgeschoben, sobald ihre Aussagen für einen 
 Strafprozess nicht mehr benötigt werden. Dies wiederholt Gewaltspiralen.“ (S. 8) 
 

Das SAG fordert daher die rechtliche Stärkung von „sicherer Migration“, ohne dies näher zu 
präzisieren. Wie überhaupt die Forderung nach Sicherheit gegenüber Rechten bzw. 
Selbstbestimmung für Sexarbeiter*innen im SAG immer mehr in den Vordergrund rückt. So 
fordert beispielsweise § 11 SAG für Sexarbeitende einen Rechtsanspruch auf Krankengeld 
im Falle von „Gewalttaten“. Im Ergebnis kommt das SAG zu dem Schluss:   
 

 „Sexarbeitende gelten als besonders schützenswerte Gesellschaftsgruppe, die in ihrer  
 Lebens- und Arbeitssituation gestärkt werden soll.“ (S. 27) 
 

Ein solcher Artenschutz für die bedrohte Welt der Sexarbeit ist das passgenaue 
Gegenstück zur abolitionistischen Forderung nach einer Abschaffung von Prostitution. 
 

Weder die Abolitionisten, noch die Unterstützer*innen des SAG möchten von der 
vermeintlich große Ausmaße erreichenden Gewalt gegenüber Sexarbeiter*innen behelligt 
werden. Während die einen mehr Sensibilisierung und Entstigmatisierung von Sexarbeit 
anmahnen, fordern die anderen direkt die Abschaffung der Prostitution. 
 
Die Frage ist aber: Stimmt eigentlich die gemeinsam geteilte Annahme eines hohen 
Gewaltpotenzials im Zusammenhang mit Sexarbeit in der Prostitution? Das lässt sich 
trefflich bestreiten. 
 
● Ausmaß von „Menschenhandel“ und prostitutionsspezifischer Gewalt: Im SAG wird 

   angedeutet, dass im Zusammenhang mit „Menschenhandel“ in die Prostitution „häufig“  

   Gewalt im Spiel sei.28 Die Aussage ist zwar sehr unbestimmt. Aber gehen wir ihr trotzdem  

   nach. 
 

- Hinsichtlich der Entwicklung von Menschenhandel / Zwangsprostitution muss man  

 zunächst konstatieren, dass die Zahl der mutmaßlichen Opfer dieses Delikts seit 30 

 Jahren rückläufig ist. Von ursprünglich 1.473 mutmaßlichen Opfern auf dem 

 Höhepunkt 1996 sind 2025 gerade einmal 596 mutmaßliche Opfer geblieben. Der 

 Rückgang in diesem Zeitraum beträgt mithin rund 60 %.  
 

- Im gleichen Zeitraum ist zudem die Verurteilungsquoten (verurteilte Täter pro 

Tatverdächtige im jeweiligen Jahr) von ursprünglich 14 % auf zuletzt 9,7 % (2024) 

oder von 153 auf jetzt 52 Verurteilungen bei Menschenhandel / Zwangsprostitution 

gesunken.  
 

- Lediglich rund 12 % aller ursprünglich Tatverdächtigen erweisen sich am Ende als 

gerichtlich bestätigte Täter, rund 88 % sind es demnach nicht. Da das Verhältnis der 

mutmaßlichen Opfer zu Tatverdächtigen bei 1,1 zu 1 liegt, hat man es bei einer 

Verurteilungsquote von rund 10 % pro Jahr mit 50 bis 60 gerichtlich bestätigten 

Opfern von Menschenhandel / Zwangsprostitution zu tun. 
 

   Diese Größenordnung korrespondiert in etwa mit Angaben im „BKA-Lagebild  

   Menschenhandel und Ausbeutung“ zur Gewaltanwendung im Kontext der Anwerbung  

   bzw. Ausübung von Prostitution. Während Gewalt in der Anwerbung nach Angaben des  

                                                           
27

 SAG, S. 5 
28

 vgl. SAG, S. 32 
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   BKA in rund 7 % bis 14 % der Fälle vorkommt, soll sie in der Ausübung der Prostitution im  

   Bereich von rund 20 % bis 30 % liegen. Doch die Tatsache, dass die Verurteilungsquote  

   diesbezüglich bei gegenwärtig rund 10 % der Tatverdächtigen liegt, verdeutlicht, dass rund  

   90 % der mutmaßlichen Menschenhandels-Opfer in der BKA-Statistik am Ende keine  

   gerichtlich bestätigten Geschädigten sind. 

 

   Das relativiert die Behauptung, bei Menschenhandel sei „häufig“ Gewalt im Spiel. Und   

   selbst wenn dem so wäre, ließe sich dieser Befund aufgrund der Marginalität von  

   „Menschenhandel“ nicht eins zu eins auf den Bereich Sexarbeit in der Prostitution  

   übertragen. 

 
● Prostitution als „gefahrgeneigte Tätigkeit“? Der im SAG vorfindliche Gewalt- und 
   Schutzdiskurs weist eine erhebliche Nähe zum Konzept von Prostitution als  
   „gefahrgeneigte Tätigkeit“ auf, worauf sich sowohl das ProstSchG, als auch die  
   Empfehlungen der KFN-Evaluation desselben sich beziehen. Doch die empirischen  
   Befunde der ProstSchG-Evaluation lassen ernsthafte Zweifel an dieser Sichtweise  
   aufkommen.  
 

- So unternahm die Evaluation eine „Cluster-Analyse“29, die 1.706 daran teilnehmende 
Sexarbeiter*innen nach der Ähnlichkeit ihres Antwortverhaltens in vier 
unterschiedlichen Clustern einander zuordnete. Im Ergebnis ließen sich 85,3 % oder 
1.456 der 1.706 befragten Sexarbeiter*innen den gegenüber potenziellen Risiken 
„resilienten“ Sexarbeiter*innen zuordnen. Die beiden verbleibenden Cluster 
umfassten hingegen nur 250 Sexarbeiter*innen. Sie stehen für die „vulnerabelsten 
Gruppen in der Prostitution“.  

 

- Die KFN-Evaluation betont vor diesem Hintergrund dezidiert die „Notwendigkeit 
einer differenzierten Betrachtung von Prostituierten“ und sieht im Unterschied 
zum SAG bestenfalls eine Minderheit von 14,7 %, nicht aber die Gesamtheit der 
Sexarbeiter*innen als eine potenziell von Gewalt bedrohte und insofern „besonders 
schützenswerte“ Gruppe innerhalb der Prostitution an. 

 

- Doch die KFN-Cluster-Analyse beschränkt sich nicht auf diese allgemeine 

Feststellung, sondern macht genauere Angaben zur personellen 

Zusammensetzung der beiden vulnerablen Cluster. So wiesen die Befragten des 

vulnerablen Clusters 2 den höchsten Anteil an männlichen, aber auch an Trans-

Sexarbeiter*innen auf. Der regelmäßige Substanzkonsum lag hier um das 7- bis 

54-fache des entsprechenden Werts in den resilienten Gruppen. Unter den Befragten 

des vulnerablen Clusters 4 lag der regelmäßige Substanzkonsum mit 14 % sogar am 

höchsten. Rund 70 % der dieser Gruppe angehörenden Sexarbeiter*innen waren 

zudem in „außerbetrieblichen Kontexten“ tätig, die auch den eher unsicheren 

Arbeitsort ‚Straßenstrich‘ einschließt. 
 

   Die Analyse ergibt mithin, dass eine potenzielle Gewaltbetroffenheit und Vulnerabilität nicht     

   allen Sexarbeiter*innen (in der Prostitution), sondern lediglich einer bestimmten    

   Untergruppe zugeschrieben werden kann. Ein solcher Befund widerspricht die  

   Grundannahme des SAG, wonach Sexarbeit als Ganzes eine „schützenswerte  

   Bevölkerungsgruppe“ sein soll.  
 

   Es spricht einiges dafür, dass die an der Erstellung des SAG-Gesetzentwurfs Mitwirkenden  

   ihre ganz spezielle Lebenswelt bzw. die Lebenswelt ihrer speziellen Klientel (queere und  

   Transpersonen in der Sexarbeit, männliche Sexarbeiter, suchtmittelgefährdete  

   Sexarbeiter*innen)30 unreflektiert auf Sexarbeit als Ganzes übertragen und sie aus diesem  

   Grund fälschlicherweise als „gefahrgeneigte“ Tätigkeit präsentiert haben. 

                                                           
29

 vgl KFN-Abschlussbericht zur Evaluation des ProstSchG, S. 549 - 566 
30

 So gehören zu den prominent als „Mitwirkende“ herausgestellten Gruppen: SMART Berlin (HILFE-FÜR-JUNGS 
e.V.), subway (HILFE-FÜR-JUNGS e.V.), Trans*sexworks sowie der Frauentreff Olga (Notdienst für 
Suchtmittelgefährdete und -abhängige Frauen e.V.). 
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● KFN-Cluster-Analyse zu migrantischen Sexarbeiter*innen: Vom SAG werden – wie 

   bereits betont – migrantische Sexarbeiter*innen vereinnahmt und als in höherem Maße  

   gewaltbetroffen und schutzbedürftig präsentiert. Allerdings zu Unrecht, wie sich auch aus  

   der Clusteranalyse der KFN-Evaluation ergibt. Die vom SAG vertretene Annahme,  

   migrantische Sexarbeiter*innen seien in besonderem Maße gewaltbetroffen und somit im  

   Vergleich zu deutschen Sexarbeiter*innen vulnerabler, wird von den Befunden der KFN- 

   Evaluation des ProstSchG nicht bestätigt.  
 

- Zwar liegt der Migrant*innen-Anteil in den vulnerablen Gruppen mit 62 % über dem 

entsprechenden Wert bei den resilienten Gruppen (45 %). Doch der mit 14,7 % 

insgesamt geringere Anteil der vulnerablen Sexarbeiter*innen relativiert diesen 

Größenunterschied erheblich. So ließen sich 81,3 % der 743 befragten 

Prostitutionsmigrant*innen dem resilienten Sektor und nur 19,7 % von ihnen dem 

vulnerablen Sektor zuordnen.  
 

- Unter den 818 befragten deutschen Sexarbeiter*innen liegt diese Relation mit 89,6 % 

(resilient) bzw. 10,4 % (vulnerabel) nur geringfügig darüber. 
 

   Wenn mithin vier Fünftel aller befragten migrantischen Sexarbeiter*innen als weitgehend   

   resilient eingestuft werden konnten und dies in etwa der Relation unter den deutschen  

   Sexarbeiter*innen entspricht, so sind Migrantinnen in der Prostitution eben nicht signifikant  

   höher potenziell von Gewalt betroffen als deutsche Sexarbeiter*innen.31 

 

● Befassung mit individueller statt mit institutioneller Gewalt gegenüber Sexarbeit 
 

   Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass das SAG eine Abkehr von der Befassung mit  
   institutioneller Gewalt gegenüber Sexarbeit vornimmt und dies verbindet mit einer  
   Hinwendung zu einer angeblich allgegenwärtigen individuellen Gewalt gegenüber  
   Sexarbeiter*innen.  
 

   Auch darin folgen die Verfasser*innen des SAG den Abolitionisten und wandeln mit ihrem  
   Gesetzentwurf auf deren ausgetretenen Pfaden. Man kopiert den abolitionistischen  
   Gewaltdiskurs in Bezug auf Sexarbeit mit dem einzigen Unterschied, dass man diese  
   Gewalt nicht der Sexarbeit als solcher, sondern ihrer Stigmatisierung anlastet. 
 

   Da man die Stigmatisierung von Sexarbeit in mangelndem Wissen und genereller  
   Unaufgeklärtheit der Bevölkerung begründet sieht, fordert man im Namen der „Inklusion“ in  
   den § 60 - § 64 SAG staatlich organisierte „Sensibilisierungs-“ und „Anti-Stigma- 
   Kampagnen“, an der alle gesellschaftlich relevanten Institutionen einschließlich der Polizei  
   (Inklusion!) beteiligt werden sollen. Zumindest diese unbekümmerte Naivität lässt sich in  
   dieser Form bei Abolitionisten nicht feststellen. 
 

   Mit dem Gewalt- & Schutzdiskurs ist man glücklich beim konservativen Mainstream  
   gelandet. Damit lenkt man davon ab, dass es dem ProstSchG gar nicht um Schutz,  
   sondern vorrangig um eine Eindämmung des Angebots sexueller Dienstleistungen  
   geht. Der gegenwärtig sich abspielende Kahlschlag bei Prostitutionsstätten ist der  
   schlagende Beweis dafür. Die Verfasser*innen und Unterstützer*innen des SAG scheint  
   das aber offenbar nicht sonderlich zu interessieren. 
 
 
 
 
 

                                                           
31 Den Verfasser*innen bzw. Unterstützer*innen des SAG stünde es frei, die Ergebnisse der ProstSchG-

Evaluation zu kritisieren und auf alternative, möglicherweise verlässlichere empirische Forschungsergebnisse zu 

verweisen. Das ist jedoch nicht erfolgt. Folglich sind die SAG-Grundannahmen zur potenziellen 

Gewaltbetroffenheit in der Sexarbeit empirisch nicht belegt und daher als ideologisch motiviert einzuordnen. 
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07 Das SAG und die „Erlaubnispflicht“ für Sexarbeitsgewerbe  
  

 
● Verschämter Umgang mit der Erlaubnispflicht  
 

   Die Verfasser*innen und Unterstützer*innen des SAG setzen sich ein für die Beibehaltung,  
   für die Ausweitung und für eine Instrumentalisierung der Erlaubnispflicht zum Zwecke der  
   Selbstbestimmung von Sexarbeiter*innen. Doch während das ProstSchG die  
   Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe offen als sein eigentliches „Kernelement“  
   herausstellt und entsprechend ausgestaltet, kommt die Erlaubnispflicht im SAG hingegen  
   eher verschämt und versteckt daher. Im ProstSchG wird die Erlaubnispflicht in Abschnitt 3  
   durch insgesamt 12 Paragrafen detailliert geregelt. Im SAG hingegen werden zunächst 26  
   Paragrafen zu Sexarbeit und sozialen Rechten vorangestellt, bevor die Erlaubnispflicht in  
   § 27 SAG eher en passant zur Sprache kommt. Es stellt sich die Frage, warum das SAG  
   so verfährt. Hat man möglicherweise Skrupel?   
 
● Erlaubnispflicht und „örtliche Lage“: Gewerbetreibende in der Sexarbeit erhalten mit 
   dem SAG „die üblichen Rechte und Pflichten nach der Gewerbeordnung“ heißt es  
   beschwichtigend.32 Doch so „üblich“, wie das SAG die Erlaubnispflicht für  
   Sexarbeitsgewerbe darstellt und ihre Problematik damit herunterspielt, ist sie beileibe nicht.  
   Allgemein „üblich“ ist vielmehr die „Anmeldepflicht“ für Gewerbetreibende, während die  
   parallel dazu bestehenden Optionen des „überwachungspflichtigen“ bzw.  
   „erlaubnispflichtigen“ Gewerbes eher die Ausnahme von der Regel sind. Doch damit setzt  
   sich das SAG nicht auseinander. 
 

   Die SAG-Verfasser*innen wissen sehr wohl, dass die momentan geltende Erlaubnispflicht  
   für Prostitutionsgewerbe nach § 12 Abs. 7 ProstSchG und in § 14 Abs. 2 Satz 5 u. 6  
   ProstSchG an die Beachtung der „örtlichen Lage“ gekoppelt ist, d. h. an das Gelten von  
   Art. 297 EGStGB (Sperrgebiete) und an das Gelten des Baurechts, das Sexarbeit nur in  
   wenigen Gebietskategorien zulässt. Genau diese Koppelung an die „örtliche Lage“ ist  
   der entscheidende Hebel für den gravierendsten Angriff auf die prostitutive Infrastruktur,  
   den man unter dem Vorzeichen der offiziell legalisierten Prostitution bislang beobachten  
   konnte.  
 

   Dazu nur einige Beispiele: 
 

Vorher 
 

 Nachher 

Berlin: 10 / 2014:    369 Prostitutionsbetriebe / 01 / 2019: 171 Anträge auf Erlaubnis 
München: 08 / 2013:   178 Prostitutionsbetriebe / 07 / 2025: 109 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Frankfurt: 08 / 2017:   168 Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:   26 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Hamburg:   11 / 2017:   ca.400Prostitutionsbetriebe / 09 / 2025 145 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Karlsruhe: 03 / 2014:      89 Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:   13 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Wiesbaden: vor 2017  70 Prostitutionsbetriebe / 03 / 2021:     8 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Stuttgart: 02 / 2018: ca.150Prostitutionsbetriebe / 04 / 2024:     7 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Nürnberg 06 / 2017: 240 Prostitutionsbetriebe / 07 / 2024:   68 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Augsburg 10 / 2012: 141 Prostitutionsbetriebe / 09 / 2025:   22 (bewilligte) Prostitutionsbetriebe 
Dresden vor 2017: 120 Prostitutionsbetriebe  06 / 2026   18 bekannte Prostitutionsbetriebe 

 
● Spiel mit dem Feuer: Über diese brandgefährliche Entwicklung, die die positive  
   Infrastruktur bundesweit und flächendeckend zum Abschuss freigibt, sehen die Verfasser  
   *innen des SAG mit großer Gelassenheit hinweg. Sie akzeptieren die Erlaubnispflicht nicht  
   nur unkritisch, sondern machen sich sogar noch zum Fürsprecher für deren  
   Ausdehnung auf digitale Plattformen und auf Sexarbeit jenseits der eigentlichen  
   Prostitution. Damit betreiben sie in unverantwortlicher Weise ein Spiel mit dem Feuer. 
    

   Zwar hat man im SAG nahezu sämtliche Bestimmungen zur Erlaubnispflicht aus dem  
   ProstSchG übernommen, die Passagen bezüglich der „örtlichen Lage“ hat man aus den  
   Regelungen zur Erlaubnispflicht jedoch klammheimlich herausgestrichen. Man setzt  
   stattdessen die zukünftige Nichtexistenz von Sperrgebieten (deren Abschaffung man ja  

                                                           
32

 SAG, S. 16 
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   fordert) voraus und fordert zudem, dass das Baurecht in Bezug auf Sexarbeit in der  
   Prostitution exklusiv für diesen Berufsbereich nicht zur Anwendung kommen möge.  
 

   Dafür gibt es jedoch weder keine Garantie. Und dass die Bewegung für die Rechte von  
   Sexarbeiter*innen gegenwärtig eine solche Kraft aufbringt, einen diesbezüglichen  
   politischen Druck zu entfalten, ist vollkommen illusorisch. Insofern huldigt das SAG dem  
   Prinzip Hoffnung und dem Vertrauen darauf, dass der Glaube Berge versetzt. Mit einer  
   seriösen politischen Strategie hat das nicht das Geringste zu tun. 
 
● Ausnahmen von der Erlaubnispflicht für „freie Assoziationen“ von Sexarbeiter*innen 
 

   Aus der jüngeren Geschichte der Hurenbewegung hat man dabei nichts gelernt. In der  
   Zeit vor der Verabschiedung des ProstSchG 2016 hatte der BesD seine ursprüngliche  
   Forderung nach einer Anmeldepflicht für Prostitutionsgewerbe fallen lassen und sich über  
   Nacht die regierungsamtliche Position der Erlaubnispflicht zu eigen gemacht. Dies geschah  
   in der trügerischen Hoffnung, dass Kleinbetriebe (max. 5 Sexarbeitende) von der  
   Erlaubnispflicht verschont bleiben mögen. Doch die Regierenden haben dem BesD die  
   kalte Schulter gezeigt. Das Ergebnis war lediglich, dass sich die Bewegung für die Rechte  
   von Sexarbeiter*innen darüber gespalten und der BesD sich ordentlich blamiert hat. 
    
 

   Heute kommen die Verfasser*innen des SAG daher und trauen sich gar nicht erst, für  
   Kleingewerbe in der Sexarbeit (2 bis max.10 Sexarbeitende) eine Ausnahme von der  
   Erlaubnispflicht zu fordern. Diese werden mit einer nebulösen Vorzugsbehandlung  
   gegenüber Großbetrieben abgespeist. Stattdessen hofft man nun, dass der Staat und die  
   ihn tragenden Parteien sich für die in Privatwohnungen angesiedelten, aber noch nirgends  
   real existierenden „freien Assoziationen“ von Sexarbeitenden stark machen und sie von  
   der Erlaubnispflicht gnädigst ausnehmen möge, da unter ihnen (theoretisch) ja schließlich  
   keine gewerblich motivierte, kommerzielle Hierarchie vorläge. Auch bei mehr als zwei frei  
   kooperierenden Sexarbeitenden müsse in diesem Fall die Erlaubnispflicht nicht greifen. 
  
 

   Abgesehen von der hier zugrunde liegenden „Wünsch-dir-was-Philosophie“ und der  
   völligen Blindheit gegenüber den bestehenden politischen Realitäten liegt dem hier  
   skizzerten SAG-Ansatz die falsche Vorstellung zugrunde, bei der Erlaubnispflicht handele  
   es sich um eine Art neutrales Instrument, das je nach Bedarf für unterschiedliche  
   Zwecke und Bedürfnisse eingesetzt werden könne. Man schafft damit die fatale  
   Erlaubnispflicht nicht ab, sondern schmeichelt den Herrschenden, indem man sich mit  
   ihnen arrangiert und lediglich für diejenige Gruppe maximal günstige Konditionen  
   rauszuschlagen versucht, denen sich die SAG-Verfasser*innen offenbar mehrheitlich  
   zugehörig fühlen. 
 
● Instrumentalisierung der Erlaubnispflicht für soziale Emanzipation in der Sexarbeit  
 

   Ein weiteres schlagendes Beispiel für eine derart blauäugige Vorgehensweise ist die  
   Instrumentalisierung der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe, um im Namen der  
   „wirtschaftlichen Selbstbestimmung“ von Sexarbeitenden mit staatlicher Unterstützung die    
   ökonomische Macht von Bordellbetreibenden zu brechen. Auf diese Idee muss man  
   erstmal kommen! 
 

   Mit Hilfe von § 37 SAG soll durch eine erneute Ausweitung des eingeschränkten  
   Weisungsrechts den Eigentümer*innen der Prostitutionsbetriebe die (Miet-) 
   Preiskalkulation aus der Hand genommen und diese den dort als Mieter*innen tätigen  
   Sexarbeiterinnen überantwortet werden. Das vom SAG geforderte eingeschränkte  
   Weisungsrecht bezüglich der Preisfestlegung sieht so aus,  
 

 - dass Preise für sexuelle Dienstleistungen ausschließlich zwischen den  
                 Sexarbeitenden und ihrer Kundschaft festgelegt werden; 
 

 - Mindestpreise nur unter den Sexarbeitenden selbst ausgehandelt werden dürfen; 
 

 - und die Höhe der Gebühren (inkl. Miete), die Bordellbetreibende erheben,  
     höchstens 25 % der von den Sexarbeitenden selbst festgelegten Grundpreise für  
   ihre Dienstleistungen betragen dürfen. 
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 - „Betreibenden ist es darüber hinaus untersagt, für Leistungen, die dem Betrieb dienen,  
             extra Gebühren von Sexarbeitenden zu verlangen, wie bspw. für Verpflegung,  
             Verhütungsmittel und Hygienebedarf, Bearbeitungskosten oder Sicherheitspersonal und – 
             maßnahmen.“

33
 (§ 37 SAG, S. 21) 

 

 - Die Nichteinhaltung dieser Vorgaben hat gemäß § 29 Abs. 1 SAG in Kombination mit § 32  
            Abs. 2 und § 44 SAG den Verlust der Genehmigung für das Sexarbeitsgewerbe zur Folge,  
            was mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit den Arbeitsplatzverlust aller dort beschäftigten  
            Sexarbeiter*innen nach sich ziehen dürfte. 

 
 

● Wenn der Schuss nach hinten losgeht... Dem vollkommen berechtigten Anliegen,  
   „unverhältnismäßigen Entgelten für die Vermietung von Räumen, die Vermittlung von  
   Kundschaft oder sonstige Leistungen“ entgegenzutreten, wird damit ein Bärendienst  
   erwiesen. Denn Betreibende eines Prostitutionsgewerbes würden damit jegliche  
   ökonomische Kontrolle über die Betriebsabläufe verlieren. Ihre Einnahmen würden zu einer  
   unkalkulierbaren Restgröße, die ihnen nach Abzug der Einnahmen der Sexarbeiter*innen  
   verbliebe. Die logische Konsequenz wäre der Abzug des investierten Kapitals aus diesem  
   Wirtschaftszweig. 
  
● Sexarbeiter sollen Kapitalismus im Sexgewerbe abschaffen. Zwar ist es richtig, dass 
   Sexarbeit, wenn auch nicht wertschöpfend, so doch der einzige Einkommen schaffende  
   Faktor im Sexarbeitsgewerbe ist. Aber Sexarbeit ist das eben nur unter der Bedingung des  
   von den Betreibenden vorgeschossenen konstanten Kapitals. Dieses gibt im Zuge der  
   Ausübung von Sexarbeit seinen Wert ab, der im Prozess der Verwertung in den Preis der  
   Dienstleistung für die Kunden mit einfließt. Sollte sich diese Wertabgabe samt eines Profits  
   nicht in den von Sexarbeiter*innen an die Privateigentümer zu zahlenden Mieten  
   widerspiegeln, gäbe es für die Betreibenden eines Sexarbeitsgewerbes keinen  
   ökonomischen Grund mehr, weiterhin Häuser für die Ausübung von Sexarbeit in der  
   Prostitution zur Verfügung zu stellen. Das nennt man Kapitalismus. 
 

   Wer die ökonomische Abhängigkeit von Privateigentümern ändern bzw. abschaffen will,  
   muss die Gesellschaft des Privateigentums abschaffen, nicht aber innerhalb der  
   Privateigentümer-Gesellschaft diese Aufgabe den Sexarbeitenden aufbürden, die sie  
   stellvertretend für andere vorzunehmen haben.  
 

   So wie hier im SAG war Sexarbeit in der Prostitution schon immer ein bevorzugtes Objekt  
   anarchistischer Projektionen, die Sexarbeiter*innen nichts Geringeres abverlangen, als  
   stellvertretend für den Rest der Gesellschaft schon einmal exklusiv in ihrem  
   Tätigkeitsbereich mit der Abschaffung von Ausbeutung und Abhängigkeiten zu beginnen.  
   Derweil können sich andere fröhlich und unbekümmert mit dem weiter fortexistierenden  
   Kapitalismus arrangieren, den abzuschaffen sie weder willens noch in der Lage sind. 
 

   Wer glaubt, auf die in § 37 SAG dargestellte Art und Weise Bordelle in autonome  
   Spielwiesen umfunktionieren zu können, der schafft in Wirklichkeit Prostitution als  
   Wirtschaftszweig ab. Den entmachteten Betreibenden stünden keine ermächtigten  
   Sexarbeiter*innen gegenüber, sondern Sexarbeiter*innen, die bar jeglicher  
   Sexarbeitsplätze auf verfügbare Privatwohnungen ausweichen müssten. Eine solche  
   Zerschlagung der Bordelle wäre sicherlich ganz nach dem Geschmack der Abolitionisten 
 
● Verwirklichung des Abolitionismus durch die Sexarbeiter*innen selbst 
   Die reichlich irreale Machtphantasie, wonach der bürgerliche Staat den Sexarbeiter*innen  
   gegen die Bordellbetreibenden beispringt, sowie die nicht minder irreale Vision eines  
   vollkommen herrschaftsfreien Raums, in dem sich Sexarbeit innerhalb des Kapitalismus  
   abspielen könnte, entpuppt sich bei Licht betrachtet als das spinnerte Projekt einer  
   Verwirklichung des Abolitionismus durch die Sexarbeiter*innen selbst. Nicht mal in ihren  
   kühnsten Träumen würden abolitionistische Prostitutionsgegner*innen auf so etwas  
   Absurdes kommen, weshalb sie sich einstweilen mit der Kriminalisierung der Freier  
   begnügen. 
 

                                                           
33

 Vgl. § 37 SAG, S. 21 
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● Die neue SAG-Hierarchie in der Sexarbeit. Ausgehend von den SAG-Ausführungen zur  
   „Erlaubnispflicht“ würde sich gemäß dem Gesetzentwurf nachfolgend skizzierte Struktur   
   der Sexarbeit abzeichnen: 
 
 

TABELLE 03: Struktur der Sexarbeit nach SAG 
 
 

 

Sexarbeitsstätte 
 

 

Sexarbeit 
 

Sexarbeits-Gewerbe 

Online-Plattformen selbständig oder freiberuflich Anmelde- & Erlaubnispflicht 

Großbetrieb  selbständige bzw. abhängige Tätigkeit  Anmelde- & Erlaubnispflicht 

Escort selbständige Tätigkeit Anmelde- & Erlaubnispflicht 

Kleinbetrieb selbständige Tätigkeit Anmelde- & Erlaubnispflicht, priorisiert 
 

Straßen-Sexarbeit 
 

 

selbständige Tätigkeit 
 

keine Anmelde- & Erlaubnispflicht  

eigene Wohnung, 
Mietwohnung, airbnb,  
eigenes Auto, Hotel 

 
selbständige Tätigkeit 

 
keine Anmelde- & Erlaubnispflicht 

freie Assoziation  
von Sexarbeiter*innen 

 

selbständige Tätigkeit 
 

keine Anmelde- & Erlaubnispflicht 

 
   Diese Struktur ist erkennbar willkürlich und entspricht einem ausgeprägten Wunschdenken.  
   Es ist nicht nachvollziehbar, welche Motive den Gesetzgeber leiten sollten, sich dieser  
   Struktur anzuschließen. 
 
 

08 Schutz sexueller Selbstbestimmung durch Ausschaltung ‚Dritter‘?  
  

 
(1) SAG knüpft an prostitutionsspezifischem Sonderstrafrecht an 
 

     Mit dem ProstSchG von 2016 nimmt die spezialgesetzliche Regulierung der legalen  
     Prostitution erstmals auf das prostitutionsspezifische Sonderstrafrecht Bezug. Dies  
     geschieht in insgesamt acht ProstSchG-Paragrafen. Das prostitutionsspezifische  
     Sonderstrafrecht wurde damit zur maßgeblichen Richtschnur für den rechtlichen Umgang  
     mit Sexarbeit in der Prostitution. 
 
     Dem haben die SAG-Verfasser*innen nur im Fall der Sperrgebiets-Regelungen explizit  
     widersprochen. Mit seiner Forderung nach Abschaffung der im ProstSchG normierten  
     Anmeldepflicht „sui generis“ hat das SAG zudem implizit der ebenfalls aus dem Strafrecht  
     stammenden Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen eine Absage  
     erteilt. 
 
     Ganz im Gegensatz dazu hat man jedoch in fünf der insgesamt 69 SAG-Paragrafen ohne  
     Not – und ohne es als solches kenntlich zu machen – Regelungen zum rechtlichen  
     Umgang mit Sexarbeit konzipiert, die gänzlich unbekümmert an Vorgaben des § 232  
     StGB („Menschenhandel“) und des § 232a StGB („Zwangsprostitution“) anknüpfen. Das  
     betrifft § 3 Abs. 2 SAG, § 29 Abs. 2, SAG, § 44 Abs. 3 SAG, § 45 Abs. 1 SAG sowie § 55  
     Abs. 1 SAG (siehe Tab. 04).  
 

     Die SAG-Verfasser*innen haben jedoch nicht nur einfach an die StGB-Bestimmungen  
     angeknüpft. Sie sind zudem – wie zu zeigen sein wird – über die bestehenden  
     Strafrechtsbestimmungen in einer Art und Weise hinausgegangen, die von einer durch  
     und durch abolitionistischen Grundhaltung gegenüber Sexarbeit zeugt.34 
 
 
 

                                                           
34

 Wer den Abolitionismus in Bezug auf Prostitution mit der Kriminalisierung der Nachfrage nach dem 
„Nordischen Modell“ gleichsetzt, der verbaut sich selbst den Zugang zur bzw. und das Verständnis der 
nachfolgenden Kritik. Es sei an dieser Stelle nur vermerkt, dass es auch vor dem so genannten „Schwedischen 
Modell“ von 1999 einen Abolitionismus mit Bezug auf Prostitution gab, dessen Bestreben sich auf die 
Kriminalisierung des Umfelds der Prostitution („Dritte“) richtete. Diese Form des Abolitionismus ist auch heute 
noch virulent, und das nicht zu knapp.  
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TABELLE 04: SAG-Paragrafen als Mittel zur Ausschaltung „Dritter“ in der Sexarbeit 
 
 

§ 3 Abs. 2 SAG 
 

 

Definition (von Sexarbeitenden):  Keine Sexarbeit liegt vor 

 
 
(1) Tatmittel „Ausnutzung“ 

 

wenn eine Person von Dritten durch „Ausnutzung“ von einer a) Zwangslage 

b) auslandsspezifischen Unsicherheit c) persönlichen oder wirtschaftlichen 
Abhängigkeit zu sexuellen Handlungen veranlasst wird / veranlasst werden 
soll oder von Dritten ausgebeutet wird / ausgebeutet werden soll. 
 

 

§ 29 Abs. 2 SAG 
 

 

Betriebskonzept Sexarbeitsgewerbe: Eine Person darf nicht tätig werden,  

 
 

(1) kein Tatmittel erforderlich 

 

wenn sie durch Dritte zur Aufnahme oder Fortsetzung der Sexarbeit 

gebracht wird. 
 

 

§ 44 Abs. 3 SAG 
 

 

Rücknahme / Widerruf von Erlaubnis: Eine Erlaubnis wird widerrufen, wenn 

Betreibende davon Kenntnis hatten oder „hätte haben müssen“,  
 

 

(1) kein Tatmittel erforderlich 
 

 

dass eine Person durch Dritte zur Aufnahme oder Fortsetzung der Sexarbeit 
gebracht wird oder gebracht werden soll 
 

 
 
(2) Tatmittel „Ausnutzung“ 

 

dass eine Person von Dritten durch „Ausnutzung“ von einer a) Zwangslage 

b) auslandsspezifischen Unsicherheit c) persönlichen oder wirtschaftlichen 
Abhängigkeit zur Sexarbeit veranlasst wird / veranlasst werden soll oder 
von Dritten ausgebeutet wird / ausgebeutet werden soll. 
 

 

§ 45 Abs. 1 SAG 
 

 

Beschäftigungsverbote: Sexarbeitende dürfen nicht tätig werden, wenn für 

Betreibende erkennbar ist,  
 

 

(1) kein Tatmittel erforderlich 
 

 

dass eine Person durch Dritte zur Aufnahme oder Fortsetzung der Sexarbeit 
gebracht wird oder gebracht werden soll 
 

 
 
(2) Tatmittel „Ausnutzung“ 

 

dass eine Person von Dritten durch „Ausnutzung“ von einer a) Zwangslage 

b) auslandsspezifischen Hilflosigkeit c) persönlichen oder wirtschaftlichen 
Abhängigkeit zur Sexarbeit veranlasst wird / veranlasst werden soll oder 
von Dritten ausgebeutet wird / ausgebeutet werden soll. 
 

 

§ 55 Abs. 1 SAG 
 

 

Schutzmaßnahmen: Behörden und Beratungsstellen müssen unverzüglich 

Schutzmaßnahmen ergreifen, wenn Anhaltspunkte vorliegen,  

 
 
(1) Tatmittel „Ausnutzung“ 

 

dass eine Person von Dritten durch „Ausnutzung“ von einer a) Zwangslage 

b) auslandsspezifischen Hilflosigkeit c) persönlichen oder wirtschaftlichen 
Abhängigkeit zur Sexarbeit veranlasst wird / veranlasst werden soll oder 
von Dritten ausgebeutet wird / ausgebeutet werden soll. 
 

 
 
(2) Abstrakt-definitorische Entgegenstellung von Sexarbeit und „Menschenhandel“ 
 

     Wie die Zusammenstellung in Tabelle 04 zeigt, sehen besagte SAG-Paragrafen  
     gravierende Einschränkungen, wenn nicht gar Verbote der Handlungen „Dritter“ in ihrem  
     Verhältnis zu Sexarbeiter*innen vor. Alle diese Einschränkungen bzw. Verbote gegenüber  
     Dritten gründen sich auf die in § 3 SAG formulierte Grundannahme, dass (1) sowohl  
     Minderjährige, (2) als auch von Ausnutzung oder Ausbeutung bzw. (3) von  
     „Menschenhandel“ betroffenen Personen „keine Sexarbeit“ ausüben. § 3 SAG lautet: 
 

 

 „Es ist keine Sexarbeit wenn 
 

 (1) die Person unter 18 Jahre alt ist. 
 

 (2) tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Person von Dritten durch 
                     Ausnutzung einer Zwangslage, ihrer Unsicherheit, die mit ihrem Aufenthalt in einem  
                     fremden Land verbunden ist, oder ihrer persönlichen oder wirtschaftlichen Abhängigkeit  
                     zu sexuellen Handlungen oder Darstellungen veranlasst wird oder werden soll oder diese  
                     Person von Dritten ausgebeutet wird oder werden soll. 
 

 (3) die Person nach Strafgesetzbuch (StGB) § 232 von Menschenhandel betroffen ist.“
35

 
 

 

● „Keine Sexarbeit“: Während aus § 2 SAG folgt, dass „keine Sexarbeit“ logischerweise  

                                                           
35

 § 3 SAG 
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     dann vorliegt, wenn keine sexuellen oder erotische Dienstleistungen bzw. Darstellungen  
     erbracht werden, so folgt aus der in § 3 SAG enthaltenden zusätzlichen Definition, dass  
     „keine Sexarbeit“ auch dann vorliegen soll, wenn sie von den ‚falschen‘ Personen  
     erbracht wird.  
 
● Ich bastele mir die Welt, wie sie mir gefällt. Dass die in § 3 SAG dargestellte Variante 
   von „keine Sexarbeit“ bar jeglicher Logik ist, lässt sich am Beispiel der Minderjährigkeit  
   leicht aufzeigen. Würde ein 17-Jähriger das Auto seines Vaters entwenden und auf der  
   anschließenden Spritztour wegen auffälliger Fahrweise von der Polizei aus dem Verkehr  
   gezogen, so wird er wegen „Fahrens ohne Führerschein“, also als „Autofahrer“ belangt. Die  
   Tatsache, dass er ohne Besitz eines gültigen Führerscheins gefahren ist, hindert nicht an  
   dieser Einordnung. 
 

   Genauso liegen die Dinge mit Bezug auf Sexarbeit: Auch minderjährige oder von  
   Ausbeutung bzw. „Menschenhandel“ betroffene Personen sind nichtsdestotrotz  
   Sexarbeiter*innen und werden als solche wahrgenommen. Dass die Umstände  
   strafrechtlich relevant sind, ändert nichts an diesem Status. 
 

● „Klare Unterscheidung“ zwischen ‚Sexarbeit‘ und ‚Menschenhandel‘ – aber wie? 
   Wie kommt es zu der irrigen Auffassung, in den von § 3 SAG genannten Fällen läge „keine  
   Sexarbeit“ vor? Dieser logische Kurzschluss resultiert aus der spezifischen Art und Weise,  
   wie man zwischen „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“ eine Trennlinie zu ziehen versucht. 
 

   So sehr die vom SAG geforderte „klare Unterscheidung zwischen Menschenhandel  
   und Sexarbeit“ (vgl. § 25 SAG) notwendig und legitim ist, so gilt dies nicht für die lediglich  
   abstrakt-definitorische Entgegensetzung beider, mit der man sich bequemerweise begnügt. 
    
   Denn die schlichte Behauptung, „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“ würden sich schon  
   definitionsgemäß wechselseitig ausschließen, überzeugt schon deshalb nicht, weil sie auf  
   die Überprüfung und Analyse der zweifellos marginalen, aber gleichwohl real möglichen  
   Verschränkung von „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“ verzichtet. 
 

   Die Unterscheidung von „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“ hat verschiedene Ebenen. Sie  
   erfordert zum einen die Feststellung der Tatsache, dass Sexarbeit eine real existierende  
   soziale Tatsache und „Menschenhandel“ eine von Prostitutionsgegner*innen erfundene  
   und zur Bekämpfung von Prostitution eingesetzte Ideologie ist. Und sie erfordert in all den  
   Fällen, in denen die Willensfreiheit durch Drohung, Zwang oder Gewalt unzulässig  
   eingeschränkt wird, das tatsächliche Ausmaß dieser Phänomene zu analysieren. 
 
● Spiegelbild Diesen Einsichten und Anforderungen entzieht man sich aber durch eine rein  
   abstrakt-definitorische Entgegensetzung von „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“. Anstatt  
   die real durchaus mögliche Verschränkung beider auf ihr konkretes Ausmaß hin zu  
   befragen, flüchtet man sich auf Seiten der Pro-Sexarbeits-Aktivisten lieber in deren  
   abstrakte Trennung und auf Seiten der Abolitionisten in deren nicht minder abstrakte,  
   unterkomplexe Gleichsetzung beider. 
 

   Die abstrakt-definitorische Entgegensetzung von „Sexarbeit“ und „Menschenhandel“, wie  
   sie in § 3 SAG mit Händen greifbar ist, erweist sich damit als bloß spiegelbildliches Abbild  
   des abolitionistischen Vorgehens. Die abstrakte Entgegensetzung ist um keinen Deut  
   besser als die nur scheinbar gegenteilige, aber nicht minder realitätsferne abstrakt- 
   definitorische Gleichsetzung von Sexarbeit und „Menschenhandel“, wie sie von  
   Phrasen dreschenden Abolitionisten praktiziert wird. 
 
(3) Sanktionierung einvernehmlichen Handelns durch Ausschluss aus der Sexarbeit  
 
● Verschärfungen gegenüber dem bestehenden Strafrecht Wer nach Dafürhalten der  
    SAG-Verfasser*innen „keine Sexarbeit“ anbietet bzw. praktiziert, fällt nicht unter den  
    rechtlichen Schutz des SAG und soll mittels „Beschäftigungsverboten“ (§ 45 SAG) oder  
    anderer „Schutzmaßnahmen“ (§ 55 SAG) von der Ausübung der Sexarbeit  
    ausgeschlossen bzw. vor ihrer Ausübung bewahrt werden.  
 

    Das ist die Quintessenz der hier betrachteten § 29 SAG, § 44 SAG, § 45 SAG und § 55  
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    SAG. Dabei stützen die SAG-Verfasser*innen sich  
 

 - auf Bestimmungen der Paragrafen § 232 StGB („Menschenhandel“) und § 232a  
                 StGB („Zwangsprostitution“) und 
 

 - nehmen bei dieser Gelegenheit an der geltenden Rechtslage Änderungen vor, 
                 die die Schwelle der Sanktionierung noch weiter absenken, als das bislang schon  
                 im prostitutionsspezifischen Strafrecht oder im ProstSchG der Fall ist. 
 
Die auf den ersten Blick unscheinbaren Änderungen gegenüber bestehenden rechtlichen 
Vorgaben werden aus der nachfolgenden Gegenüberstellung ersichtlich. 
 
 

TABELLE 05: Änderungen am bestehenden Strafrecht als Grundlage von SAG-Paragrafen 
 

 

 

 Original 
 

StGB: „Menschenhandel“ & „Zwangsprostitution“ 
 

 

 

Änderungen 
 

am Beispiel des § 44 SAG 

 
§ 232 StGB („Menschenhandel“) 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

    Jahren wird bestraft, wer eine andere Person unter  
    Ausnutzung ihrer persönlichen oder  
    wirtschaftlichen Zwangslage oder ihrer  
    Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem  
    fremden Land verbunden ist, oder wer eine  
    andere Person unter einundzwanzig Jahren  

    anwirbt, befördert, weitergibt, beherbergt oder  
    aufnimmt, wenn  
 

1. diese Person ausgebeutet werden soll  
     

    a) bei der Ausübung der Prostitution oder bei  

        der Vornahme sexueller Handlungen an oder vor  
        dem Täter…..  

 
§ 232a StGB („Zwangsprostitution“) 
 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn  

    Jahren wird bestraft, wer … oder wer eine andere  
    Person unter einundzwanzig Jahren veranlasst,  
 

1. die Prostitution aufzunehmen oder 
fortzusetzen oder….. 

   

 
§ 44 Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis 
        und der Stellvertretungs-Erlaubnis 
… 
 

(3) Die Erlaubnis soll insbesondere widerrufen 

     werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür  
     bestehen, dass die Erlaubnisinhabenden oder  
     eine von ihnen als Stellvertretung, Betriebsleitung  
     oder -beaufsichtigung eingesetzte Person  
     Kenntnis davon hat oder hätte haben müssen,  

     dass in dem Sexarbeitsgewerbe eine Person der  
     Sexarbeit nachgeht oder für sexuelle  
     Dienstleistungen vermittelt wird, die 
 

a) durch Dritte zur Aufnahme oder Fortsetzung  
    der Sexarbeit gebracht wird oder werden soll  

    oder 
 

b) von Dritten durch Ausnutzung einer Zwangslage  

    bzw. ihrer Unsicherheit, die mit ihrem Aufenthalt in  
    einem fremden Land verbunden ist, oder ihrer  
    persönlichen oder wirtschaftlichen  
    Abhängigkeit zur Sexarbeit veranlasst wird oder  
    werden soll oder diese Person von Dritten  

    ausgebeutet wird oder werden soll. 
     …. 
 

 
● Aufnahme / Fortsetzung von Sexarbeit nur noch ohne Unterstützung „Dritter“ 
 

   Das SAG sanktioniert mittels § 29, § 44 und § 45 SAG Handlungen „Dritter“, die eine  

   Aufnahme / Fortsetzung von Sexarbeit bezwecken bzw. unterstützen. Damit wird das im  

   prostitutionsspezifischen Sonderstrafrecht nur für 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen  

   geltende Verbot des Einwirkens Dritter im Kontext der Aufnahme / Fortsetzung von  

   Prostitution nunmehr auf sämtliche volljährige Sexarbeiter*innen übertragen.  
 

   Auf das Vorhandensein bzw. den gerichtlichen Nachweis des Einsatzes eines „Tatmittels“  

   – sei es Ausnutzung, Ausbeutung, Nötigung, Drohung, Zwang oder Gewalt – wird  

   verzichtet. Warum ein nicht-nötigendes Einwirken Dritter hinsichtlich der Aufnahme bzw.  

   Fortsetzung einer rechtlich anerkannten Tätigkeit sanktionswürdig sein soll, erschließt sich  

   nicht.  

   Das ohne solche Tatmittel auskommende Einwirken „Dritter“ zwecks Aufnahme und  

   Fortsetzung von Sexarbeit kann nur dann mit Nötigung auf eine Stufe gestellt werden,  

   wenn Sexarbeiter*innen im Umgang mit Dritten grundsätzlich die Fähigkeit zu  

   selbstbestimmtem Handeln abgesprochen wird. Das Einwirken Dritter gilt dann per se als  

   Verletzung des sexuellen Selbstbestimmungsrechts von Sexarbeiter*innen. 

 

   Es kommt einer Entmündigung aller Sexarbeiter*innen gleich, wenn ihnen nicht     
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   zugetraut wird, im Beisein „Dritter“ selbstbestimmt handeln zu können. Sexarbeiter*innen,  

   die mit „Dritten“ kooperieren bzw. sich von ihnen unterstützen lassen, werden auf diese  

   Weise mit Opfern von „Menschenhandel“ und Dritte mit „Menschenhändlern“ auf eine Stufe  

   gestellt. 
 

   Eine nicht kenntlich gemachte Abänderung geltender Rechtsgrundlagen im SAG reicht  

   aus, um perspektivisch mehr Sexarbeiter*innen als „Opfer“ zu markieren und sie aus der  

   Sexarbeit auszuschließen. Betreibende von Sexarbeitsgewerben, die nicht gemäß diesen  

   Vorgaben aktiv werden, laufen Gefahr, ihre Konzession zu verlieren und ihr Etablissement  

   schließen zu müssen, was auch für andere Sexarbeitenden den Arbeitsplatzverlust  

   bedeuten würde. Ein solches Vorgehen kommt einem unzulässigen Eingriff in das  

   grundgesetzlich geschützte Recht auf freie Berufsausübung gleich. 
 

   Die vom SAG geforderten Regelungen sind Wasser auf die Propaganda-Mühlen der  

   Abolitionisten, die sich die Hände reiben werden. Derartige Regelungen als „Stärkung  

   von Sexarbeitenden“36 zu verkaufen, kann nur als dreist bezeichnet werden. 

 

● Abhängigkeiten ohne Zwangslagen: Neues Kriterium für Ausschluss aus Sexarbeit 
 

   Darüber hinaus wird in § 3 SAG, § 44 SAG, § 45 SAG u. § 55 SAG jenseits irgendwelcher  
   Zwangslagen die Ausnutzung von „Unsicherheiten“ bzw. „Abhängigkeiten“ durch  
   Dritte für unzulässig erklärt. Das gilt auch für den Fall, dass lediglich eine vorerst nur  
   geplante „Veranlassung“ zur Sexarbeit vorliegt. Das (geplante) „Veranlassen“ zur Sexarbeit  
   im Kontext der „Ausnutzung“ von Unsicherheiten und Abhängigkeiten reicht für sich  
   genommen aus, um es mit „Ausbeutung“ auf eine Stufe zu stellen.  
 
   Die in dieser Form mit Dritten kooperierenden Personen müssen dann aus der Sexarbeit  
   ausgeschlossen werden. Erfolgt kein Ausschluss, droht den Betreiber*innen eines  
   Sexarbeitsgewerbes bereits dann ein Konzessionsverlust, wenn sie vom „Opfer“-Status der  
   betreffenden Person gar keine Kenntnis hatten, aber „hätten Kenntnis haben müssen“. 
    
 

   Mit derartigen Formulierungen geht man in mehrfacher Hinsicht über aktuell geltende  
   Vorgaben in § 232 StGB („Menschenhandel“) bzw. § 232a StGB („Zwangsprostitution“)  
   hinaus. So senkt man die Schwelle der Sanktionierung ab und steigert zugleich die Zahl  
   mutmaßlicher Opfer von „Rotlicht“-Kriminalität. 
 

   In diese Richtung wirken auch nachfolgend dargestellte Änderungen, die das SAG im  
   Vergleich zum gegenwärtig geltenden Strafrecht vornimmt: 
 

 - Knüpft das geltende Strafrecht eine Strafbarkeit an das Vorliegen der Ausnutzung  
   einer persönlichen und wirtschaftlichen „Zwangslage“, so reicht im SAG für eine  
                 Sanktionierung schon das bloße Vorhandensein einer persönlichen oder  
                 wirtschaftlichen „Abhängigkeit“, ohne dass damit irgendeine Zwangslage  
                 gegeben sein muss.  
 

 - Die im Zweifel objektivierbare „auslandsspezifische Hilflosigkeit“ wird im SAG  
   unter der Hand umgewandelt in eine subjektivierte „auslandsspezifische  
   Unsicherheit“, deren Vorhandensein bzw. Nachweis damit vereinfacht sein  
   dürfte. 
 

 - Im Unterschied zu den bei „Menschenhandel“ erforderlichen Tathandlungen des                         
   Anwerbens, Beförderns, Weitergebens, Beherbergens oder des Aufnehmens 
   einer Person reicht nun bereits die aus § 232a („Zwangsprostitution“) entlehnte,  
                 auch rein kommunikativ erfolgende „Veranlassung“ durch Dritte, um 
                 Sexarbeiter*innen ein nicht selbstbestimmtes Handeln zu unterstellen und sie aus  
                 der Sexarbeit auszuschließen. 
 

   - Die in Paragraph § 232a StGB kriminalisierte „Veranlassung“ zur Aufnahme der  
      Prostitutionstätigkeit wird ergänzt um solche Konstellationen, die erst zu einer  
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                  „Veranlassung“ führen sollen. Dabei handelt es sich dabei um eine  
                  Vorverlagerung von Sanktionsmöglichkeiten. 
 
   Die rechtliche Sanktionierung des „Ausnutzens“ von Abhängigkeiten knüpft an das    

   ältere Sexualstrafrecht an. Dort war gemäß § 179 StGB a.F. die Ausnutzung von Personen  

   allerdings nur dann strafbar, wenn diese  
 

    „1. wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung einschließlich 

                 einer Suchtkrankheit oder wegen einer tiefgreifenden Bewusstseinsstörung oder  

                 2. körperlich zum Widerstand unfähig…“ seien.
37

 
 

   Auch im aktuellen § 177 Abs. 2 StGB ist immer noch das Vorhandensein eines defizitären  

   „körperlichen oder psychischen Zustands“ erforderlich, der die Herausbildung bzw.  

   Äußerung eines eigenen Willens „erheblich einschränkt“. Eine Strafbarkeit liegt vor,  
 

     „…wenn 1. der Täter ausnutzt, dass die Person nicht in der Lage ist, einen  
                 entgegenstehenden Willen zu bilden oder zu äußern, 2. der Täter ausnutzt, dass die 
                 Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der Bildung oder 
                 Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt ist,…“ 
 

   Die Formulierungen des § 232 Abs. 1 StGB („Menschenhandel“) knüpfen an die  

   Strafbarkeit der Ausnutzung in den genannten Strafrechtsparagrafen an. Doch im Falle  

   von Sexarbeit in der Prostitution bedarf es weder einer Geisteskrankheit noch  

   entsprechender „Bewusstseinsstörungen“ und auch keines auffälligen „körperlichen und  

   psychischen Zustands“ der Ausgenutzten. Im Falle von Prostitution reicht es aus, dass  

   eine Person sich in einer persönlichen oder wirtschaftlichen Zwangslage befindet und von  

   Dritten zur Aufnahme / Fortsetzung der Sexarbeit veranlasst wird, um von einem  

   sanktionswürdigen Ausnutzen zu sprechen. 

 

   Die Verfasser*innen des SAG unterbieten die in Bezug auf Sexarbeit ohnehin schon  
   abgesenkte Strafbarkeitsschwelle des prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts.  
   Während das Strafrecht im Falle von Prostitution die „Ausnutzung“ von „Zwangslagen“  
   kriminalisiert, reicht dem SAG die „Ausnutzung“ bloßer „Abhängigkeiten“, ohne dass  
   dabei eine „Zwangslage“ vorliegen bzw. nachgewiesen werden muss. Wird die  
   „Ausnutzung von Abhängigkeiten“ (SAG) mit der „Ausnutzung von Zwangslagen“ (StGB)  
   auf eine Stufe gestellt, wie dies im SAG geschieht, so werden damit Abhängigkeiten und  
   Zwangslagen einander gleichgesetzt.   
 
   Doch weder „Abhängigkeiten“ noch deren „Ausnutzung“ taugen für sich genommen als  
   Indiz für tatsächlich vorliegenden Zwang. Es kennzeichnet jedes Gemeinwesen, dass  
   Menschen nicht jenseits sozialer Abhängigkeiten existieren können. Niemand käme  
   ernsthaft auf die Idee, aus diesem Grund von „Zwangslagen“ zu sprechen. Soziale  
   Abhängigkeiten werden unter volljährigen und geschäftsfähigen Menschen in aller Regel  
   deshalb eingegangen, weil beide Seiten des Verhältnisses sich davon einen individuellen  
   Nutzen versprechen. Selbst wenn dieser Nutzen ungleich ausfiele, so stünde das nicht  
   zwingend im Widerspruch zu der Annahme, dass hier selbstbestimmtes und  
   einvernehmliches Handeln vorliegt. 
 

 - So nutzen Beschäftigungsverhältnisse, die von Produktionsmittelbesitzern und  
   Menschen eingegangen werden, die über keine Produktionsmittel verfügen,  
   beiden Seiten bekanntlich in unterschiedlichem Maße. Auch wenn der „stille  
   Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ (Marx) den freien Arbeiter nötigt, ein  
   Beschäftigungsverhältnis einzugehen, würde niemand ernsthaft behaupten  
   wollen, hier läge ein auf Abhängigkeit gegründetes, von Personen direkt  
    ausgeübtes Zwangsverhältnis vor. 
 
   Die Argumentationslogik des SAG geht dagegen von der Vorstellung aus, dass die  
   Ausnutzung sozialer Abhängigkeiten in der Sexarbeit per se ein Zwangsverhältnis  
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   begründet. Wie bei den Abolitionisten erscheint hier jede von Dritten ausgehende  
   Veranlassung zur Aufnahme / Fortsetzung von Sexarbeit als unzulässige Ausnutzung von  
   Abhängigkeiten und letztlich als Begünstigung von Menschenhandel. Die Grenzen  
   zwischen „Notlagen“, die ausgenutzt werden, und so genannter „Zwangsprostitution“ seien  
   folglich fließend.38 Das ist auch die Standardargumentation all jener, die das  
   prostitutionsspezifische Sonderstrafrecht für eine segensreiche Einrichtung zum Schutz  
   von Sexarbeiter*innen in der Prostitution halten.  
 
   Das SAG kritisiert zurecht die „Vermengung von Sexarbeit und Menschenhandel“,       
   sieht aber großzügig darüber hinweg, dass das prostitutionsspezifische Sonderstrafrecht  
   mit seiner Gleichsetzung der „Ausnutzung von Zwangslagen“ mit „Zwang“ eben dieser  
   Vermengung den Weg ebnet. Will man dieser Vermengung wirklich entgegentreten, bedarf  
   es der Anerkennung eines Mindestmaßes personaler Autonomie, die zwischen  
   Notwendigkeit und Zwang zu unterscheiden weiß. 
 

 „Überzeugend erscheint, dass lediglich ein Mindestmaß an personaler Autonomie zu 
  fordern ist, welches vorrangig in der Abwesenheit von Zwang und Gewalt, dem 
 Vorliegen der Geschäftsfähigkeit und eines Mindestalters zu sehen ist.“

39
  

 

   Nur die Anerkennung eines „Mindestmaßes an personaler Autonomie“ verhindert, dass  
   paternalistische Interventionen des Staates gegen den Willen davon betroffener Menschen  
   gutgeheißen werden. Solange eine Person einwilligungsfähig ist und die Tragweite ihrer  
   Entscheidungen begreift, sollte einvernehmliches Handeln unterstellt werden, selbst wenn  
   ein Gegenüber daraus Vorteile ziehen mag.  
 

   Möglicherweise werden von einer Person bewusst Nachteile in Kauf genommen, auf die  

   sie sich dennoch einlässt, um dadurch Situationen zu entkommen, die von ihr als noch  

   belastender eingestuft werden. Was in anderen Lebensbereichen nicht nur legitim, sondern  

   gang und gäbe ist, wird ausschließlich im Bereich Sexarbeit in der Prostitution  

   problematisiert und als Situation eigestuft, die es mittels Sanktionen zu verhindern und  

   auszuschließen gilt. 
 

   Die SAG-Verfasser*innen schließen es aus, dass Menschen im Bereich der Prostitution  

   sich bewusst dafür entscheiden, einer anderen Person Vorteile zu gewähren, um etwas  

   Bestimmtes für sich selbst zu erreichen. Wechselseitiges Nutzenziehen der einen durch  

   eine andere Person wird als einseitiges „Ausnutzen“ diskreditiert und für illegitim erklärt. 

 
(4) SAG und Abolitionismus – zwei Seiten ein und derselben Medaille 
 
     Die bloße Existenz wirtschaftlicher oder persönlicher Abhängigkeit – also der  
     Normalzustand eines jeden gesellschaftlichen Zustandes – erscheint dem SAG im Falle  
     von Sexarbeit als Indiz für das Vorliegen einer „Zwangslage“, deren Duldung oder  
     „Ausnutzen“ es zu sanktionieren gilt. Ein derart leichtfertiges exkludierendes Vorgehen  
     gibt es nur gegenüber Sexarbeit in der Prostitution. Gegenüber allen anderen Berufen  
     wäre das undenkbar. 
 

     Dem liegt die originär abolitionistische Vorstellung zugrunde, selbstbestimmte Sexarbeit  
     könne – wenn überhaupt – nur jenseits wirtschaftlicher und persönlicher Abhängigkeiten  
     bestehen.40 Während Abolitionisten daraus den Schluss ziehen, selbstbestimmte  
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 Vgl. Teresa Harrer, Einführung einer Strafbarkeit von Prostitution? – Zum Verhältnis von Sex-Arbeit und 
Menschenwürde, 2021, S. 8, zitiert nach: https://kripoz.de/wp-content/uploads/2021/09/harrer-einfuehrung-
einer-strafbarkeit-von-prostitution.pdf 
40 Die als Fetisch vor sich hergetragene Illusion vollständiger Unabhängigkeit in der Sexarbeit ist es, deren 

Verwirklichung mit der billigend in Kauf genommenen Isolation von Sexarbeit allererst die Gewalttätigkeit auf 
den Plan rufen würde, derer die Abolitionisten zur Verwirklichung ihrer Verbotsphantasien so dringend 
bedürfen. Gerade in vollständiger persönlicher Unabhängigkeit, also sozial isoliert tätigen Sexarbeiter*innen 
wären es, die gesellschaftlichen Machtverhältnissen hilflos ausgeliefert wären. Dieser Einsicht verschließt sich 
das SAG. 
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     Sexarbeit sei grundsätzlich undenkbar, kommen die SAG-Verfasser*innen zu dem  
     Ergebnis, Sexarbeiter*innen müssten von ihrem sozialen Umfeld („Dritte“) losgelöst  
     werden und dürften ihre Dienstleistungen nur in vollkommener wirtschaftlicher und  
     persönlicher Unabhängigkeit erbringen. 
 

     Beides läuft am Ende auf dasselbe hinaus, nämlich die Abschaffung von Sexarbeit. Die  
     Welt des SAG und die Welt des Abolitionismus erweisen sich als zwei Seiten ein und  
     derselben Medaille. Im Namen des Ideals der vollkommen unabhängig agierenden  
     Sexarbeiterin geraten perspektivisch insbesondere Prostitutionsmigrant*innen ins Visier,  
     da sie diesem Ideal am allerwenigsten entsprechen. Sie gelten dem SAG als in  
     besonderem Maße verletzlich und schutzbedürftig. Im Zweifel müsste man also sie und  
     ihr Umfeld im Namen des Schutzes ihrer Selbstbestimmung durch Ausschluss aus der  
     Sexarbeit sanktionieren.41 Die SAG-Überlegungen und -Vorschläge zum Umgang mit  
     „Dritten“ erweisen sich daher als ein verschämter Rassismus, während Abolitionist*innen  
     diesen meist ohne Scheu zur Schau stellen und praktizieren. 
 
 
 

09  Im Schlaraffenland: Sexarbeits-Rechte nach dem Wünsch-dir-was-Prinzip 
 

 
Mit einem Mix aus bunt durcheinandergewürfelten „Rechtsansprüchen“ versucht das SAG 
sein selbst proklamiertes Ziel einer „beruflichen und soziale Gleichbehandlung“42 (S. 8) von 
Sexarbeitenden zu unterfüttern.  
 
Im Unterschied zum detailliert ausgearbeiteten Katalog der weitgehend aus dem ProstSchG 
übernommenen und in 19 Paragrafen pingelig aufeinander abgestimmten Pflichten der 
Gewerbetreibenden, erscheint der Forderungskatalog zu den Rechten von Sexarbeitenden 
unstrukturiert, unübersichtlich und in vieler Hinsicht beliebig. Es handelt sich dabei um eine 
in 11 Paragrafen gegossene, recht sonderbare Kollektion von Rechtsansprüchen.  
    
Die im SAG für Sexarbeiter*innen geforderten Rechte zeichnen sich im Einzelnen dadurch 
aus, dass sie 
 

 - als Rechte von Sexarbeiter*innen (zumindest auf dem Papier) bereits gelten;  
 

 - auch für Sexarbeitende schon deshalb gelten, da sie für alle Bürger*innen dieses  
   Staates (zumindest auf dem Papier) rechtlich garantiert sind; 
 

 - erneut Sonderrechte darstellen, die eine bislang schon bestehende  
                 Sonderbehandlung lediglich optimieren und sie durch neue Formen einer  
                 (vorteilhaften) Sonderbehandlung ergänzen; 
 

 - zum Teil völlig illusorisch sind, da sie die Änderung anderer Gesetzesmaterien  
                 unterstellen, mit dem vorliegenden SAG aber gar nicht eingelöst werden können; 
 

  
Die von den SAG-Verfasser*innen nach dem Wünsch-dir-was-Prinzip eingeforderten Rechte 
von Sexarbeitenden verdeutlichen, dass es den SAG-Verfasser*innen an jeglicher 
Bodenhaftung mangelt. In ihrem Wolkenkuckucksheim vermischen sich illusorische 
Forderungen mit der Forderung nach Sonderrechten für Sexarbeiter*innen, was noch einmal 
zeigt, dass es um eine tatsächliche rechtliche Gleichstellung mit anderen Berufen gar nicht 
geht. 
 
 

                                                           
41 Es ist kein Zufall, dass die hier behandelten rechtlichen Regelungen, wonach 18- bis 21-jährigen 

Sexarbeiter*innen im Falle der Unterstützung durch Dritte bei der Aufnahme der Prostitution und allen 
Sexarbeiter*innen im Fall einer „Ausnutzung“ von  persönlichen und wirtschaftlichen Zwangslagen das Recht 
auf Autonomie, Eigenverantwortung und einvernehmliches Handeln abgesprochen wird, just im Jahr 1992 ins 
prostitutionsspezifische Strafrecht aufgenommen wurden. Das stand erkennbar in direkten Zusammenhang zu 
den befürchteten Migrationswellen infolge des Falls des „Eisernen Vorhangs“ in Europa. 
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TABELLE 06: Rechte von Sexarbeiter*innen nach § 6 bis § 16 SAG 
 
 

 

Nr. 
 

 

SAG-Paragraf 
 

Anmerkungen 

01 
 

§ 6 Rechtsgültigkeit von Vereinbarungen besteht bereits im ProstG 

 

02 
 

§ 7 Nicht abtretbare Forderungen 
besteht bereits im ProstG; ist eine diskriminierende 
Sonderbehandlung; 

 

03 
 

§ 8 Rechtsanspruch auf Beratung 
Festschreibung von Sonderrecht: Beibehaltung der 
exklusive  Zuständigkeit von Beratungsstellen 

04 § 9 Rechtsanspruch auf Gesundheitsberatung  

      - Mitgliedschaft in Künstlersozialkasse Illusorisch; ohne Forderung nach KSVG-Anpassung  

      - Anspruch auf Bezug von HIV-Medikamenten stigmatisiert Sexarbeit in der Prostitution 

05 § 10 Rechtsanspruch auf Elternzeit u.  
        Elterngeld; Schwangerschaft 

 

existiert bereits aufgrund bestehender Gesetze    

        
       - Schwangerschaft 

Forderung von Sonderrecht für Sexarbeitende 
durch Rechtsverordnung des Bundesarbeitsminis-
teriums anstatt gesetzliche Gleichstellung mit 
angestellten Beschäftigten im Mutterschutzgesetz 
 

06 § 11 Rechtsanspruch auf Krankengeld 
 

existiert bereits aufgrund bestehender Gesetze 

 

07 
 

§ 12 Rechtsanspruch auf Sozialleistungen 
existiert bereits aufgrund bestehender Gesetze 
(aufgrund spezieller Bedingungen meist illusorisch) 

 
     

 

       - Kostenübernahme bei beruflicher 
         Umorientierung 

 

abolitionistisch motivierte Festschreibung von 
Sonderrecht: Kostenübernahme nur bei Ausstieg 
aus der Sexarbeit, nicht aber bei Einstieg gefordert 
 

 

08 
 

§ 13 Rechtsanspruch auf Rentenversicherung 
 

Illusorisch, da SAG hier auf  eine „neu zu schaf-
fende echte Erwerbstätigenversicherung“  zielt 

 

 
09 

 

 
§ 14 Recht auf Privatsphäre und Anonymität 
 

 

Bindung der Weitergabe persönlicher Daten an 
ausdrückliche Zustimmung der Sexarbeiter*innen ist 
illusorisches Sonderrecht 

 

 
10 

 

 
§ 15 Recht auf faire Arbeitsorte 

 

Illusorisches Sonderecht: ein staatlich garantiertes 
Recht auf „Arbeitsorte mit guten Arbeitsbedingun-
gen“ gibt es in keinem kapitalistischen Land:  

         

       - staatlich subventionierte Stundenhotels bei  
         straßenbasierter Sexarbeit  
 

 
Illusorisch; scheitert an Beibehaltung 
kriminalisierender Strafrechtsbestimmungen  

 
11 

 

§ 16 Recht auf Wohnraum 
 

       - Recht auf Wohnraum unter menschen- 
         würdigen Bedingungen 
 

 

illusorisch: Es gibt in Deutschland keinen direkten, 
einklagbaren Rechtsanspruch auf die Zuweisung 
einer bestimmten Wohnung. 

 
 

   - Förderung der Unterbringung in bzw. Nutzung  
     von Wohnprojekten der Sexarbeitenden  
 

 

Sonderrecht, das nur zum Ausstieg 
instrumentalisiert wird funktionalisiert wird 

 
Wer die vollständige Entkriminalisierung von Sexarbeit ohnehin nur als Lippenbekenntnis vor 
sich herträgt und damit die rechtliche Gleichstellung von Sexarbeit in der Prostitution mit 
anderen Berufen versemmelt, kommt natürlich auch bei der ebenfalls geforderten „sozialen 
Gleichstellung“ keinen Millimeter voran. 
 
Wenn das SAG eines unter Beweis stellt, dann dies:  
Man kann kein neues Haus auf einem alten und morschen Fundament errichten! 
 
 

Schlussbemerkung 
 
Doña Carmen e.V. teilt die SAG-Forderungen nach einer Abschaffung der Anmeldepflicht 
gemäß Prostituiertenschutzgesetz sowie von Art. 297 EGStGB (Verbot der Prostitution durch 
Sperrgebiete). 
 
Allerdings ist das SAG mit diesen Forderungen noch lange keine „Alternative zum 
ProstSchG“, wie im SAG behauptet. Indem die Erlaubnispflicht für „Sexarbeitsgewerbe“ als 
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alternativlos hingestellt wird und auf Sexarbeit jenseits der Prostitution und auf den 
gesamten digitalen Raum ausgeweitet wird, verabschieden sich die SAG-Verfasser*innen 
aus einer ernstzunehmenden Debatte über Alternativen zum ProstSchG.  
 
Wer den offenkundigen Zusammenhang zwischen dem „Kernelement des ProstSchG“, der 
Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe, und dem gegenwärtig allerorts zu verzeichnenden 
Kahlschlag gegenüber zumeist kleineren Prostitutionsstätten leugnet, kann nicht 
beanspruchen, für „Gleichstellung, Respekt und Rechte in der Sexarbeit“ einzutreten. 
Ein Blinde-Kuh-Spielen dieser Entwicklung gegenüber, die einen massiven Eingriff in die 
Grundrechte von Sexarbeiter*innen darstellt, ist unentschuldbar. 
 
Das diesbezügliche Schweigen und Wegsehen ist allerdings kein Zufall. Denn das 

Sexarbeitsgesetz ist seiner ganzen Anlage nach ein durch und durch 
abolitionistisches Projekt. Das kann nur abstreiten, wer Abolitionismus auf eine 
Freierkriminalisierung nach dem „Nordischen Modell“ reduziert, wie es schon seit 
längerem große Mode ist. 
 
Will man den Angaben zum SAG Glauben schenken, so hat dieser Gesetzentwurf 
zwar viele „Mitwirkende“, aber offensichtlich keine Personen, die sich dazu 
bekennen, dessen Autoren*innen zu sein. Das stimmt natürlich nachdenklich und 
lässt Zweifel daran aufkommen, ob Sexarbeiter*innen überhaupt maßgeblich am 
Zustandekommen dieses abolitionistischen Gesetzentwurfs beteiligt waren. 
 
Maßgeblich mitgewirkt und an der Finanzierung dieses Gesetzentwurfs beteiligt war 
hingegen unstrittig das „Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter“ (bufas). Dem bufas ist laut den Ausführungen der KFN-Evaluation des 
ProstSchG eine tragende Rolle bei der zukünftigen Überwachung der Online-
Plattformen zugedacht, über die schon seit längerem viele kommerzielle sexuelle 
Kontakte angebahnt und abgewickelt werden. Es dürfte daher kein Zufall sein, dass 
sich die inhaltliche Positionierung des SAG zur Erlaubnispflicht von 
Prostitutionsstätten mit dem Bestreben nach einer auskömmlichen finanziellen 
Absicherung der bufas-Mitgliedsorganisationen deckt. 
 
Die Interessen von Sexarbeiter*innen dürften andere sein. Seit rund drei Wochen ist 
im Netz eine Petition zur Unterstützung des SAG im Umlauf, deren Unterzeichnung 
partout nicht vom Fleck kommen will. Die Zahl der Unterzeichner*innen dümpelt 
seitdem bei 86 vor sich hin (Stand 20.06.2026).43 Und das, obwohl nun auch der 
Berufsverband für erotische und sexuelle Dienstleitungen (BesD), nach eigenen 
Angaben mit mehr als 1.000 Mitgliedern der „größte Sexarbeitsverband in Europa“, 
diesen fragwürdigen Aufruf mitunterstützt. Wo bleiben denn seine angeblich vielen 
Mitglieder?  
 
Auch mit den Basiskontakten der bufas-Mitgliedsorganisationen kann es angesichts 
von bundesweit 86 Unterschriften für das SAG ja wohl nicht sehr weit her sein. Ein 
Drittel der rund 40 bufas-Mitgliedsorganisationen kümmert sich nach eigenen 
Angaben und mit wohlwollender Unterstützung von Kirche und Staat um 
Minderheitengruppen in der Prostitution: mann-männliche Prostitution, 
Transpersonen, Straßenprostitution und Drogenprostituierte. Da kann man die 
professionelle Prostitution und deren Interessen im Meer der vielen 
Sexarbeiter*innen schon mal aus dem Blick verlieren…  
 

                                                           
43

 Vgl. https://weact.campact.de/petitions/realisieren-sie-das-sexarbeitsgesetz-sag 
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Das Sexarbeitsgesetz zeugt davon. Die Chance, die Interessen von professionellen 
Sexarbeiter*innen in der Prostitution zu artikulieren und öffentlich zu Gehör zu 
bringen, ist damit verspielt worden. 
 


